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Amtlicher Teil

Planfeststellungsverfahren gemäß §§ 43 ff . Energiewirt-
schaftsgesetz (EnWG) i. V. m. Art. 72 ff . Bayerisches Ver-
waltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) sowie gemäß dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
für den geplanten Ersatzneubau der 110-kV-Leitung Dürr-
bachau – Schweinfurt, Ltg.-Nr. Ü12.0; 
hier: Abschnitt 1 UW Bergtheim – UW Schweinfurt 

Bekanntmachung vom 31.08.2026 Nr. 22.2-3322-2-11

Die Bayernwerk Netz GmbH, Lilienthalstraße 7, 93049 Re-
gensburg, plant für die Erneuerung und die Erhöhung der Über-

tragungsleistung ihres Netzes den Ersatzneubau der insgesamt 
33,8 km langen 110-kV-Freileitung Dürrbachau – Schweinfurt 
(Ltg.-Nr. Ü12.0). Das Gesamtvorhaben umfasst zwei Planfest-
stellungsabschnitte: Abschnitt 1 vom UW Bergtheim bis UW 
Schweinfurt und Abschnitt 2 vom UW Bergtheim bis UW 
Dürrbachau sowie vom UW Dürrbachau bis UW Rottendorf. 
Im Zuge der Umsetzung des Projekts im Abschnitt 1 werden 
auch Maßnahmen an den Leitungen Nrn. Ü.12.1, B88 und 
B123 erforderlich.

Karte hierzu auf Seite 164.
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Die Bayernwerk Netz GmbH hat vorliegend gem. § 43 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 1 EnWG die Planfeststellung für den Abschnitt 
1 bei der Regierung von Unterfranken mit Schreiben vom 
06.08.2026, eingegangen am 19.08.2026, beantragt.

Der gesamte Planfeststellungsabschnitt betriff t die Bestands-
maste 83 bis 155 auf einer Gesamtlänge von 16,7 km. 

Auf einer Länge von ca. 11,3 km soll zwischen dem UW 
Bergtheim und UW Bergrheinfeld (alt) ein trassengleicher Er-
satzneubau der vorhandenen 110-kV-Leitung erfolgen. Dafür 
werden alle Maste erneuert, sowie die Leiterseile durch zwei 
Systeme jeweils als Zweier-Bündel ersetzt. Die neuen Maste 
werden in weiten Teilen nicht standortgleich errichtet, da die 
neuen Mastgestänge größere Spannweiten zulassen und somit 
die Anzahl der Maste reduziert werden kann. Die neuen Masten 
befi nden sich aber innerhalb der bestehenden Leitungsachse.

Am bestehenden 110-kV-Abzweig (Ü12.1) nach Zeuzleben ist 
ein neues Umspannwerk geplant (UW Eßleben), welches un-
abhängig von diesem Verfahren genehmigt werden soll. Die 
110-kV-Anbindung an das geplante UW Eßleben ist Gegen-
stand des beantragten Vorhabens und umfasst den (Ersatz-)
Neubau verschiedener Maste.

Auf Höhe des UW Bergrheinfeld (alt) erfolgt die Leitungsfüh-
rung bis zum UW Schweinfurt über die oberen Traversen der 
bestehenden Maste der Leitungen B123 und B88. Im Rahmen 
des beantragten Vorhabens sollen die vorhandenen Leiterseile 
auf den unteren Traversen der Leitung B88 durch leistungs-
stärkere Leiterseile ersetzt werden. Außerdem sollen an den 
bestehenden Masten der Leitung B88 zum Teil Maststahl- und 
Fundamentsanierungen sowie an zwei Masten ein nicht stand-
ortgleicher Ersatzneubau erfolgen. 

Im Zuge der genannten Maßnahmen werden auch die entspre-
chenden bestehenden Blitzschutzseile erneuert.

Nach erfolgtem Umbau der 110-kV-Leitungen B123 und B88 
erfolgt der Rückbau der bestehenden 110-kV-Leitung Ü12.0 
zwischen dem UW Bergrheinfeld (alt) und dem UW Schwein-
furt.

Durch das geplante Vorhaben sind die Stadt Schweinfurt sowie 
die Gemeinden Bergrheinfeld, Waigolshausen, Werneck und 
Bergtheim unmittelbar betroff en. Eine mittelbare Betroff enheit 
aufgrund von Baustellen, insbes. dem Baustellenverkehr, kann 
sich darüber hinaus für die Gemeinde Schwanfeld ergeben. 
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Zuständig für die Durchführung des Planfeststellungsverfah-
rens ist die Regierung von Unterfranken, Arbeitsbereich 22.2, 
Peterplatz 9, 97070 Würzburg.

Folgende Unterlagen hat die Bayernwerk Netz GmbH unter an-
derem mit dem o. g. Antrag vorgelegt:

- Erläuterungsbericht

-  Übersichtspläne und -verzeichnisse

-  Bauwerks- und Kreuzungsverzeichnis

-  Rechtserwerbsverzeichnisse und -pläne

-  UVP-Bericht

-  Bericht zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung, land-
schaftspfl egerischer Begleitplan und Natura 2000-Verträg-
lichkeitsabschätzung

-  Immissionsbericht, Bodenschutzkonzept und Fachbeitrag zur 
Wasserrahmenrichtlinie

Für das geplante Vorhaben ist grundsätzlich gem. § 9 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 UVPG i. V. m. Nr. 19.1.2 der Anlage 1 zum UVPG 
eine allgemeine Vorprüfung für die Ermittlung der Pfl icht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung vorzuneh-
men. Da die Vorhabenträgerin vorliegend die Durchführung ei-
ner Umweltverträglichkeitsprüfung beantragt hat, entfällt diese 
Vorprüfung und für das Vorhaben besteht die UVP-Pfl icht (§ 9 
Abs. 4 UVPG i. V. m. § 7 Abs. 3 UVPG). Die Anhörung zu 
den ausgelegten Planunterlagen beinhaltet daher auch die Ein-
beziehung der Öff entlichkeit zu den Umweltauswirkungen des 
Vorhabens gem. § 18 Abs. 1 UVPG.

1. Die Planunterlagen werden gemäß § 43a EnWG i.V.m. Art. 
73 BayVwVfG durch Veröff entlichung im Internet für die 
Dauer eines Monats vom

 03.09.2026 bis 02.10.2026

 zur allgemeinen Einsichtnahme auf der Internetseite der Re-
gierung von Unterfranken zugänglich gemacht.

 Die Planunterlagen können direkt auf der Internetseite der 
Regierung von Unterfranken unter folgendem Link aufge-
rufen werden:

 https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/aufga-
ben/177666/177669/leistung/leistung_25679/index.html

 Die Unterlagen sind ebenfalls auffi  ndbar unter:

 www.regierung.unterfranken.bayern.de > Aufgaben > Wirt-
schaft, Landesentwicklung, Heimat und Verkehr > Energie-
wirtschaft, Preisprüfung und Gewerbe > Hochspannungs-, 
Gas- und Wasserstoffl  eitungen; Beantragung der Durchfüh-
rung eines Plangenehmigungs-, Planfeststellungs- oder An-
zeigeverfahrens > aktuelle Planfeststellungsverfahren

 Daneben werden die Planunterlagen auch im UVP-Portal 
veröff entlicht unter:

 https://www.uvp-verbund.de/

 Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 43a Abs. 3 Satz 
3 EnWG einem Beteiligten eine leicht zu erreichende Zu-
gangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt wird, wenn er oder 
sie während der Dauer der Auslegung ein entsprechendes 
Verlangen an die Regierung von Unterfranken gerichtet 
hat. Das Verlangen ist unter Angabe der vollständigen Kon-
taktdaten an die Regierung von Unterfranken schriftlich, 
per E-Mail oder telefonisch zu richten (Regierung von Un-
terfranken, Sachgebiet 22, Peterplatz 9, 97070 Würzburg, 
energieversorgungsleitungen@reg-ufr.bayern.de, Tel.: 
0931/380-1009).

2. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, 

kann

bis einschließlich 02.11.2026

 bei der Regierung von Unterfranken Einwendungen elekt-
ronisch gegen den Plan erheben.

 Einwendungen können über die folgenden Wege erhoben 
werden:

-  per (einfacher) E-Mail an das Funktionspostfach 
 energieversorgungsleitungen@reg-ufr.bayern.de,

-  unter Nutzung des besonderen elektronischen Behörden-
postfachs (beBPo) der Regierung von Unterfranken,

- mündlich zur elektronischen Eingabe; die Terminver-
einbarung hierzu erfolgt per E-Mail oder telefonisch 
bei der Regierung von Unterfranken (Sachgebiet 22, 

 energieversorgungsleitungen@reg-ufr.bayern.de, Tel.: 
0931/380-1009). 

 Maßgeblich für die Fristwahrung ist das Eingangsdatum bei 
der Regierung von Unterfranken. Vor Beginn der Planaus-
legung eingehende Einwendungen sind unwirksam.

 Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach an-
deren Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach 
der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung 
nach Art. 74 BayVwVfG einzulegen, können bis zum Ab-
lauf der genannten Einwendungsfrist in der vorgenannten 
Form Einwendungen und Stellungnahmen zu dem Plan ab-
geben.

 Die Einwendung bzw. Stellungnahme muss den geltend 
gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung 
erkennen lassen.

 Nach Ablauf der oben genannten Einwendungsfrist sind 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonde-
ren privatrechtlichen Titeln beruhen (Art. 73 Abs. 4 Satz 3 
BayVwVfG). Einwendungen und Stellungnahmen von Ver-
einigungen sind nach Ablauf dieser Frist ebenfalls ausge-
schlossen (Art. 73 Abs. 4 Sätze 5 und 6 BayVwVfG).

 Einwender erhalten auf ihre Einwendungen grundsätzlich 
keine schriftliche Erwiderung im laufenden Planfeststel-
lungsverfahren. Eine Eingangsbestätigung zum Einwen-
dungsschreiben erfolgt nicht.

 Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Un-
terschriftenlisten unterzeichnet oder in Form vervielfältig-
ter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen 
Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als 
Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen, soweit 
er nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt ist. Andern-
falls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben 
(Art. 17 BayVwVfG).

 Die Einwendungen und Stellungnahmen werden dem Trä-
ger des Vorhabens und den von ihm Beauftragten zur Verfü-
gung gestellt, um eine Erwiderung gegenüber der Planfest-
stellungsbehörde zu ermöglichen. 

3. Rechtzeitig erhobene Einwendungen und Stellungnahmen 
werden in einem Termin erörtert (Erörterungstermin), der 
mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt gemacht 
wird. Die Regierung von Unterfranken kann unter den Vo-
raussetzungen des § 43a Abs. 8 EnWG auf eine Erörterung 
der rechtzeitig erhobenen Einwendungen und Stellungnah-
men verzichten. 

 Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen oder Stellung-
nahmen erhoben haben bzw. bei gleichförmigen Einwen-
dungen (im oben beschriebenen Sinn) deren Vertreter oder 
Bevollmächtigte, werden von dem Erörterungstermin ge-

https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/aufgaben/177666/177669/leistung/leistung_25679/index.html
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sondert benachrichtigt (Art. 17 BayVwVfG). Sind mehr 
als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese 
Benachrichtigungen durch öff entliche Bekanntmachung er-
setzt werden.

 Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin 
kann auch ohne ihn verhandelt werden. Die Vertretung durch 
einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung 
ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu 
den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. Der Erör-
terungstermin ist nicht öff entlich. Das Anhörungsverfahren 
ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet.

4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von 
Einwendungen und Stellungnahmen, Teilnahme am Erör-
terungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet.

5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Plan-
feststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, sind nicht 
Gegenstand dieses Planfeststellungsverfahrens, sondern in 
einem gesonderten Entschädigungsverfahren zu behandeln 
(§ 45a EnWG).

6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach 
Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die Planfeststel-
lungsbehörde entschieden. Die abschließende Entscheidung 
(Planfeststellungsbeschluss) wird dem Vorhabenträger zu-
gestellt (§ 43b Abs. 5 Satz 1 EnWG). Im Übrigen wird der 
Planfeststellungsbeschluss öff entlich bekannt gegeben, in-
dem er mit der Rechtsbehelfsbelehrung für die Dauer von 
zwei Wochen auf der Internetseite der Regierung von Un-
terfranken zugänglich gemacht und zusätzlich mit seinem 
verfügenden Teil und der Rechtsbehelfsbelehrung sowie 
einem Hinweis auf die Zugänglichmachung im Internet und 
in örtlichen Tageszeitungen, die in dem Gebiet, auf das sich 
das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird, verbreitet 
sind, bekannt gemacht wird (§ 43b Abs. 5 Satz 2 EnWG). 
Nach dem Ablauf von zwei Wochen seit der Zugänglichma-
chung auf der Internetseite der Regierung von Unterfranken 
gilt der Planfeststellungsbeschluss gegenüber den Betrof-
fenen und demjenigen, der Einwendungen erhoben hat, als 
bekannt gegeben (§ 43b Abs. 5 Satz 3 EnWG).

7. Vom Beginn der Auslegung des Plans im Planfeststellungs-
verfahren an, dürfen auf den vom Plan betroff enen Flächen 
bis zu ihrer Inanspruchnahme wesentlich wertsteigernde 
oder die geplante Baumaßnahme erheblich erschwerende 
Veränderungen nicht vorgenommen werden (Veränderungs-
sperre). Veränderungen, die in rechtlich zulässiger Weise 
vorher begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten und 
die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden 
davon nicht berührt (§ 44a Abs. 1 EnWG).

8. Vom Beginn der Auslegung des Plans steht dem Vorhaben-
sträger an den vom Plan betroff enen Flächen ein Vorkaufs-
recht zu (§ 44a Abs. 3 EnWG).

9. Aufgrund der seit dem 25. Mai 2018 anwendbaren EU-Da-
tenschutz-Grundverordnung (DSGVO) wird darauf hinge-
wiesen, dass im Rahmen der Beteiligung der Öff entlichkeit 
im o.g. Planfeststellungsverfahren die erhobenen Einwen-
dungen bzw. abgegebenen Äußerungen/Stellungnahmen 
einschließlich der darin mitgeteilten personenbezogenen 
Daten ausschließlich für das Planfeststellungsverfahren 
von der Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde (Regie-
rung von Unterfranken, Peterplatz 9, 97070 Würzburg, Tel.: 
0931/380-00, poststelle@reg-ufr.bayern.de) erhoben, ge-
speichert und verarbeitet werden. Die persönlichen Daten 
werden benötigt, um die Betroff enheit beurteilen zu können. 
Sie werden so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung 
der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für die Aufgabener-

füllung erforderlich ist. Die Daten können an den Vorha-
benträger und seine mitarbeitenden Büros zur Auswertung 
der Einwendungen und Stellungnahmen weitergegeben 
werden. Insoweit handelt es sich um eine erforderliche und 
somit rechtmäßige Verarbeitung aufgrund einer rechtlichen 
Verpfl ichtung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. c, e, Abs. 3 
Satz 1 Buchst. b DSGVO, Art. 4 Bayerisches Datenschutz-
gesetz (BayDSG) i.V.m. Art. 73, 75 BayVwVfG. Nähere In-
formationen zum Datenschutz können unter Regierung von 
Unterfranken - Datenschutz eingesehen werden.

Würzburg, den 31.08.2026
Regierung von Unterfranken

Dr. Susanne Weizendörfer
Regierungspräsidentin

Apl-l 3322                                    RABl  S. 163

Bekanntmachung über die Öff entlichkeitsbeteiligung zu 
den Managementmaßnahmenblättern nach §§ 40e und f 
BNatSchG i. V. m. § 42 UVPG

Bekanntmachung vom 25.08.2026 Nr. 55.1.2-8641-4-3-87

Im Vollzug der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europä-
ischen Parlaments und Rates vom 22. Oktober 2014 über die 
Prävention und das Management der Einbringung und Aus-
breitung invasiver gebietsfremder Arten (IAS-VO) müssen 
die Mitgliedstaaten nach Art. 19 der IAS-VO innerhalb von 18 
Monaten nach Aufnahme einer invasiven gebietsfremden Art 
in die nach Art. 4 IAS-VO von der EU-Kommission erstellte 
Liste invasiver gebietsfremder Arten von unionsweiter Bedeu-
tung (Unionsliste) über wirksame Managementmaßnahmen für 
diejenigen invasiven gebietsfremden Arten verfügen, die nach 
Feststellung der Mitgliedstaaten in ihrem Hoheitsgebiet weit 
verbreitet sind. Die jeweils geplanten Managementmaßnahmen 
für im Bundesgebiet weit verbreitete Arten müssen nach § 40f 
BNatSchG vorab öff entlich ausgelegt werden, sodass die Öf-
fentlichkeit frühzeitig und in eff ektiver Weise die Möglichkeit 
erhält, sich an der Vorbereitung, Änderung oder Überarbeitung 
der Managementmaßnahmen zu beteiligen.

Die Entwürfe der Managementmaßnahmenblätter werden 
zentral für alle Bundesländer online in einem Öff entlich-
keitsbeteiligungsportal unter

https://beteiligungsportal.hessen.de/portal/hmlu/beteiligung/themen/1008965

von 21.09.2026 bis einschließlich 20.10.2026 öff entlich aus-
gelegt. Auf diesem Beteiligungsportal besteht auch die Mög-
lichkeit, online Einwendungen oder Änderungswünsche bis 
einschließlich zum 23.11.2026 abzugeben. Weitere Informa-
tionen hierzu entnehmen Sie bitte zu gegebener Zeit dem 
Beteiligungsportal.

Zusätzlich fi ndet noch eine örtliche Auslegung in Papierform 
statt. Die Entwürfe der Managementmaßnahmenblätter können 
am Sitz des Landesamtes für Umwelt in Augsburg und Hof, so-
wie den Amtssitzen der Regierungen von Oberbayern, Nieder-
bayern, Schwaben, der Oberpfalz, Oberfranken, Mittelfranken 
sowie Unterfranken * von 21.09.2026 bis 20.10.2026 zu den 
üblichen Dienstzeiten eingesehen werden. Bis einschließlich 
zum 23.11.2026 kann jedermann Einwendungen oder Ände-
rungswünsche entweder bei den genannten Behörden oder über 
das o.g. Internetportal vorbringen. Nicht fristgerecht abgegebe-
ne Stellungnahmen können unberücksichtigt bleiben.
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* Adressen:
Bayerisches Landesamt für Umwelt, 
Bürgermeister-Ulrich-Str. 160, 86179 Augsburg

Bayerisches Landesamt für Umwelt, 
Hans-Högn-Straße 12, 95030 Hof/Saale

Regierung von Oberbayern, Maximilianstraße 39, 
80538 München

Regierung von Niederbayern, Regierungsplatz 540, 
84028 Landshut

Regierung von Schwaben, Fronhof 10, 86152 Augsburg

Regierung der Oberpfalz, Emmeramsplatz 8, 
93047 Regensburg

Regierung von Oberfranken, Ludwigstraße 20, 95444 Bayreuth

Regierung von Mittelfranken, Promenade 27, 91522 Ansbach

Regierung von Unterfranken, Peterplatz 9, 97070 Würzburg

Würzburg, den 25.08.2026
Regierung von Unterfranken

Dr. Susanne Weizendörfer
Regierungspräsidentin

Apl-l 8641                                    RABl  S. 166

Sicherheit, Kommunales und Soziales

Haushaltssatzung des Zweckverbandes für Rettungsdienst 
und Feuerwehralarmierung Würzburg für das Haushalts-
jahr 2026

Bekanntmachung vom 10.08.2026 Nr. 12-1444.09-3-17

I.

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes für Rettungs-
dienst und Feuerwehralarmierung Würzburg hat in ihrer Sit-
zung am 29.06.2026 die Haushaltssatzung für das Haushalts-
jahr 2026 beschlossen.

Der Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmie-
rung Würzburg hat die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2026 der Regierung von Unterfranken als Rechtsaufsichtsbe-
hörde vorgelegt. Die Haushaltssatzung enthält keine genehmi-
gungspfl ichtigen Bestandteile.

Die Haushaltssatzung samt Anlagen liegt bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in der 
Geschäftsstelle des Zweckverbandes für Rettungsdienst und 
Feuerwehralarmierung Würzburg, Zeppelinstraße 15, 97074 
Würzburg, während der Geschäftszeiten öff entlich zur Ein-
sichtnahme auf.

Nachfolgend wird die Haushaltssatzung öff entlich bekannt ge-
macht.

Würzburg, 10.08.2026
Regierung von Unterfranken

Johannes Hardenacke
Abteilungsdirektor

II.

Aufgrund der Art. 40 Abs. 1 und 41 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit i.V.m. Art. 63 ff . der Gemeinde-
ordnung und den §§ 13 ff . der Satzung des Zweckverbandes 
für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung Würzburg vom 
14.12.2015, zuletzt geändert am 12.03.2024, erlässt der Zweck-
verband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung Würz-
burg folgende Haushaltssatzung

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt

1. im Ergebnishaushalt mit
dem Gesamtbetrag der Erträge von  1.871.800,00 €
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen von  -1.921.800,00 €
und dem Saldo (Jahresergebnis) von  -50.000,00 €

2. im Finanzhaushalt
a) aus laufender Verwaltungstätigkeit mit
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von  1.653.100,00 €
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von -1.758.300,00 €
 und einem Saldo von  -105.200,00 €

b)  aus Investitionstätigkeit mit
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von  500.000,00 €
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von  -500.000,00 €
 und einem Saldo von  0,00 €

c) aus Finanzierungstätigkeit mit
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von  0,00 €
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von  0,00 €
 und einem Saldo von  0,00 €

d) und dem Saldo des Finanzhaushalts von  -105.200,00 €

ab.
§ 2

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men sind nicht vorgesehen.

§ 3

Verpfl ichtungsermächtigungen zur Leistung von Auszahlun-
gen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in 
künftigen Jahren werden nicht festgesetzt.

§ 4

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Auszahlungen nach dem Haushaltsplan wird auf 20.000,00 
Euro festgesetzt.

§ 5

Der Zweckverband erhebt für seinen durch sonstige Einnahmen 
nicht gedeckten Bedarf von Verbandsmitgliedern eine Umlage, 
um seinen Finanzbedarf zu decken. Die Umlage wird gemäß 
§ 14 der Verbandssatzung erhoben.

Die Verwaltungskostenumlage wird auf 1.560.300,00 € festge-
setzt.

Eine Investitionskostenumlage im Finanzhaushalt wird auf 
500.000,00 € festgesetzt.

§ 6

Die Haushaltssatzung tritt am 01. Januar 2026 in Kraft 

Würzburg, 07.08.2026

Thomas Eberth
Verbandsvorsitzender
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Zweckvereinbarung zwischen dem Zweckverband kommu-
nale Verkehrsüberwachung Aschaff enburg und Umgebung 
und der Verwaltungsgemeinschaft Schöllkrippen für die 
Gemeinde Blankenbach zur Übertragung der hoheitlichen 
Tätigkeiten bei der Aufgabenerfüllung im Rahmen der ge-
meindlichen Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten nach § 24 des Straßenverkehrsgesetzes

Bekanntmachung vom 14.08.2026 Nr.: RUF-12-1443-2-10-15

I.

Der Zweckverband kommunale Verkehrsüberwachung Aschaf-
fenburg und Umgebung und die Verwaltungsgemeinschaft 
Schöllkrippen für die Gemeinde Blankenbach haben am 
10.06.2026 eine Zweckvereinbarung über die Übertragung der 
hoheitlichen Tätigkeiten bei der Aufgabenerfüllung im Rahmen 
der gemeindlichen Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten nach § 24 des Straßenverkehrsgesetzes geschlossen. 

Die Regierung von Unterfranken hat mit Schreiben vom 
13.08.2026 Nr. 12-1443-2-10-14 die Zweckvereinbarung nach 
Art. 12 Abs. 2 KommZG rechtsaufsichtlich genehmigt.

Nachfolgend wird die Zweckvereinbarung amtlich bekannt ge-
macht.

Würzburg, 14.08.2026
Regierung von Unterfranken

Hardenacke 
Abteilungsdirektor

II.

Zweckvereinbarung zwischen
dem Zweckverband kommunale Verkehrsüberwachung 

Aschaff enburg und Umgebung,
Hauptstraße 32, 63811 Stockstadt am Main

vertreten durch den Verbandsvorsitzenden Herrn Andreas 
Zenglein (nachfolgend ZVAU genannt)

und

der Verwaltungsgemeinschaft Schöllkrippen, Marktplatz 
1, 63825 Schöllkrippen für die Gemeinde Blankenbach

vertreten durch den Vorsitzenden Herrn Marc Babo 
(nachfolgend VG genannt)

Gemäß Art. 1 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, Art. 2 Abs. 1 und 
Art. 7 ff  des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
-KommZG- in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 
1994 (GVBI. S. 555, 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-l), das zu-
letzt durch § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBI. 
S. 637) geändert worden ist, schließen die oben genannten Kör-
perschaften des öff entlichen Rechts folgende

Zweckvereinbarung
zur Übertragung der hoheitlichen Tätigkeiten bei der Auf-
gabenerfüllung im Rahmen der gemeindlichen Verfolgung 

und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 des 
Straßenverkehrsgesetzes

§ 1 Aufgabe

(1) Die Verwaltungsgemeinschaften und die Gemeinden sind 
zuständig, die nach § 88 Abs. 3 Zuständigkeitsverordnung 
(ZustV) übertragenen Aufgaben zur Verfolgung und Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 des Straßen-
verkehrsgesetzes (StVG) in gleicher Weise wie die Dienst-
stellen der Bayerischen Landespolizei durchzuführen. Dies 
betriff t die Verstöße im ruhenden Verkehr, die Verstöße 
gegen die Vorschriften über die zulässige Geschwindigkeit 
von Fahrzeugen, die Verstöße nach § 88 Abs. 3 Nr. 3 und 4 
ZustV, sowie die Verfolgung und Ahndung der dabei fest-
gestellten Ordnungswidrigkeiten nach § 24 StVG, soweit 
die Gemeinde die Zuständigkeiten auch tatsächlich wahr-

nimmt.

(2) Die Stadt Aschaff enburg (fl ießender Verkehr und für den 
ruhenden Verkehr: Bußgeldstelle), der Markt Goldbach, die 
Gemeinde Haibach, der Markt Stockstadt, die Gemeinde 
Geiselbach, die Gemeinde Glattbach, die Gemeinde Walda-
schaff , die Gemeinde Bessenbach, der Markt Hösbach, die 
Gemeinde Kahl am Main, die Gemeinde Mainaschaff , die 
Gemeinde Johannesberg (jeweils fl ießender und ruhender 
Verkehr), die Gemeinde Sailauf (ruhender Verkehr) und die 
VG Schöllkrippen für die Gemeinde Blankenbach (fl ießen-
der Verkehr) haben diese Aufgaben mit Ausnahme der Ver-
stöße nach § 88 Abs. 3 Nr. 3 und 4 ZustV auf den ZVAU 
übertragen.

(3) Der ZVAU führt die ihm im Rahmen dieser Zweckverein-
barung übertragenen Aufgaben unter Beachtung der Ver-
waltungsvorschriften zur Verfolgung und Ahndung von 
Verkehrsverstößen im ruhenden Verkehr sowie von Ge-
schwindigkeitsverstößen durch Gemeinden (Bek. des Bay-
erischen Staatsministeriums des Innern vom 12.5.2006, Az: 
I C 4 - 3618.3011- 13) durch.

(4) Umfang und Zeitraum der Überwachung des ruhenden Ver-
kehrs in der Gemeinde Blankenbach bestimmt sich nach 
den Vorgaben der VG durch Vereinbarung des ZVAU mit 
den zuständigen Polizeibehörden.

§ 2 Dienststelle

(1) Die Dienststelle des ZVAU ist in der Hauptstraße 32, 63811 
Stockstadt am Main.

(2) Zum Abschluss aller mit der Übernahme der Verkehsüber-
wachung für die Gemeinde zusammenhängenden Verträge 
(Software) wird der ZVAU ermächtigt. Soweit es sich dabei 
um einen Betrag von mehr als 1.000 Euro monatlich han-
delt, ist eine vorherige Zustimmung der Gemeinde erforder-
lich.

§ 3 Aufgaben der Dienststelle

(1) Aufgabe der Dienststelle ist die verwaltungsmäßige Ab-
wicklung der Überwachung des ruhenden Verkehrs in der 
Gemeinde Blankenbach.

(2) Die für die Überwachung des ruhenden Verkehrs vorge-
sehenen Schwerpunkte im Straßennetz im Gebiet der Ge-
meinde Blankenbach werden in Abstimmung mit der VG 
festgelegt.

(3) Der Datenaustausch mit dem Kraftfahrtbundesamt (KBA) 
in Flensburg zur Ermittlung der Halterdaten und zur Anfra-
ge an das Fahreignungsregister (FAER) erfolgt durch den 
ZVAU.

(4) Die Übertragung weiterer Tätigkeiten kann nur im Einver-
nehmen des beteiligten ZVAU und der VG durch Änderung 
der Zweckvereinbarung erfolgen. Die Änderung bedarf der 
Genehmigung der Regierung von Unterfranken.

§ 4 Übertragung von Aufgaben und Befugnissen

(1) Der ZVAU übernimmt die hoheitlichen Tätigkeiten bei der 
Aufgabenerfüllung im Rahmen der Verfolgung und Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 StVG im nach-
folgenden Umfang:

 Verfolgung von Verstößen gegen die Vorschriften für den 
ruhenden Verkehr, einschließlich der Abwicklung der Buß-
geldverfahren.

(2) Die VG überträgt und der ZVAU übernimmt für das Ge-
meindegebiet der Gemeinde Blankenbach alle notwendigen 
hoheitlichen Befugnisse bei der Durchführung des in Abs. 1 
genannten Übertragungsumfanges.
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(3) Die VG entscheidet in eigener Zuständigkeit über den ört-
lichen und zeitlichen Umfang der Überwachungstätigkeit 
sowie dessen Änderungen; sie ist dabei an keine Vorgaben 
gebunden. Sie kann jederzeit die Überwachung aussetzen 
und bei Bedarf wiederaufnehmen. Die hierfür notwendigen 
Erklärungen bedürfen der Schriftform. Für den Zeitraum 
von einem Jahr (nach Wirksamwerden der Vereinbarung) 
wird für die VG eine Überwachungszeit von 4 Stunden pro 
Monat im ruhenden Verkehr festgelegt.

§ 5 Personal

(1) Die Leitung der ZVAU-Dienststelle obliegt einem/einer ge-
hobenen Beamten/Beamtin oder vergleichbaren Angestell-
ten des ZVAU.

(2) Das weitere für die Durchführung der Aufgaben benötigte 
Personal wird vom ZVAU angestellt und vergütet.

§ 6 Kostenverteilung

(1) Der Zweckverband erhebt von den Verkehrsteilnehmern in 
seinem räumlichen Wirkungsbereich bei Verstößen Verwar-
nungsgelder und Bußgelder. Außerdem erhebt der Zweck-
verband Kosten nach dem Kostengesetz.

(2) Die Einnahmen aus der Festsetzung von Verwarnungs-
geldern und Bußgeldern im Bereich der Überwachung 
des ruhenden und/oder des fl ießenden Verkehrs sowie der 
sonstigen übertragenen Aufgaben stehen ausschließlich der 
jeweiligen Gemeinde und Verwaltungsgemeinschaft zu, in 
deren Gebiet die Ordnungswidrigkeit festgestellt wurde. 
Die Einnahmen werden den Gemeinden/Verwaltungsge-
meinschaften monatlich ausgezahlt. Die Einnahmen nach 
dem Kostengesetz gehen direkt auf die Verwarnungsgeld-
konten der Gemeinden/Verwaltungsgemeinschaften.

(3) Soweit die Einnahmen des Zweckverbandes nicht ausrei-
chen, um seinen Finanzbedarf zu decken, erhebt der Zweck-
verband von den Verbandsmitgliedern und der VG laufen-
de oder einmalige Umlagen. Laufende Umlagen werden 
erhoben für die Erfassungs- und Bereitstellungskosten im 
ruhenden und/oder fl ießenden Verkehr sowie für Verwal-
tungs- und Fahrzeugkosten. Einmalige Umlagen werden 
erhoben für Investitionskosten.

(4) Für die Berechnung der laufenden Umlagen werden den 
Verbandsmitgliedern und der VG direkt zuordenbare Kos-
ten auf die einzelnen Verbandsmitglieder und der VG ver-
teilt. Direkt zuordenbare Kosten des Zweckverbandes sind 
die Kosten für die Überwachung des fl ießenden Verkehrs, 
die Postversendung, die Pfl ege der EDV-Mandanten und 
die Vollstreckungs- und Gerichtskosten. Die Kosten für die 
Überwachung des ruhenden Verkehrs im Außendienst wer-
den nach den jährlich erbrachten Einsatzstunden in der je-
weiligen Gemeinde (inklusive Fahrtzeit) umgelegt. Kosten 
für Fahrzeuge des Zweckverbandes werden mit Hilfe eines 
Fahrtenbuches nach den jährlich gefahrenen Kilometern 
umgelegt. Alle übrigen Kosten werden nach den jährlichen 
Fallzahlen umgelegt.

(5) Die Investitionskosten werden je nach Investition nach den 
in Absatz 4 genannten Verteilerschlüsseln umgelegt.

(6) Die laufenden Umlagen werden jährlich im Nachhinein 
abgerechnet. Die Spitzabrechnung erfolgt bis zum 30.06. 
des Folgejahres. Sich daraus ergebende Erstattungen oder 
Nachzahlungen werden einen Monat nach Geltendmachung 
der Abrechnung zur Zahlung fällig. Auf die laufenden Um-
lagen werden quartalsweise Vorauszahlungen erhoben. Die 
Höhe der Vorauszahlungen wird auf Basis einer Kosten-
kalkulation für das Folgejahr und dem ggf. angepassten 
Verteilerschlüssel des Vorjahres berechnet. Die Vorauszah-
lungsbeträge werden den Verbandsmitgliedern und der VG 

bis 30.11. des laufenden Haushaltsjahres für das Folgejahr 
schriftlich mitgeteilt. Sie sind am 10. des jeweils ersten 
Quartalsmonats (10.01., 10.04., 10.07., 10.10.) zur Zahlung 
fällig.

(7) Die einmalige Umlage für Investitionen wird einen Monat 
nach Anforderung durch den Zweckverband fällig.

§ 7 Verteilung der Verwarnungsgelder

(1) Die bei der Überwachung des ruhenden Verkehrs anfallen-
den Verwarnungsgelder und Bußgelder stehen der VG zu.

(2) Die eingegangenen Verwarnungs- und Bußgelder werden 
jeweils zum Monatsende vom ZVAU auf das Konto der VG, 
IBAN DE48 7955 0000 0240 1400 12 bei der Sparkasse 
Aschaff enburg Miltenberg überwiesen.

§ 8 Dauer der Zweckvereinbarung, Kündigung

(1) Diese Vereinbarung gilt für ein Jahr ab Inkrafttreten der 
Vereinbarung.

(2) Sie kann unter Einhaltung einer zweimonatigen Frist zum 
Ende der Vertragslaufzeit gekündigt werden. Die Kündi-
gung ist schriftlich zu erklären. Sofern die Zweckvereinba-
rung nicht gekündigt wird, verlängert Sie sich einmalig um 
ein Jahr.

(3) Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt un-
berührt.

(4) Noch off ene Fälle werden auch nach Ablauf der Vereinba-
rung durch den ZVAU bearbeitet. Die Aufgaben- und Be-
fugnisübertragung auf den Zweckverband nach § 4 dieser 
Vereinbarung gilt insoweit auch nach Ablauf der Vertrags-
laufzeit dieser Vereinbarung fort, bis die noch off enen Fälle 
abgeschlossen bzw. eingestellt sind.

§ 9 Streitigkeiten und Schlichtung

Bei Streitigkeiten über Rechte und Pfl ichten der an dieser Ver-
einbarung Beteiligten soll die Aufsichtsbehörde (Regierung v. 
Ufr. Art. 52 Abs. 1 Nr. 2 KommZG) angerufen werden.

§ 10 Inkrafttreten

Diese Vereinbarung wird am Tag nach Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Regierung von Unterfranken wirksam.

Für den ZVAU:
Stockstadt, 10.06.2026

Andreas Zenglein
Verbandsvorsitzender

Für die VG:
Stockstadt, 10.06.2026

in Vertretung Rainer Hufgard
1. Bürgermeister Gemeinde Blankenbach
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Haushaltssatzung des Zweckverbandes Berufsschule Kit-
zingen-Ochsenfurt für das Haushaltsjahr 2026

Bekanntmachung vom 18.08.2026 Nr. 12-1444.04-1-17

I.

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Berufsschule 
Kitzingen-Ochsenfurt hat in ihrer Sitzung am 28.07.2026 die 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 beschlossen.

Der Zweckverband Berufsschule Kitzingen-Ochsenfurt hat die 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 der Regierung 
von Unterfranken als Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. Die 
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Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspfl ichtigen Be-
standteile.

Die Haushaltssatzung samt Anlagen liegt bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in den Ge-
schäftsräumen des Zweckverbandes Berufsschule Kitzingen-
Ochsenfurt, Landratsamt Kitzingen, Kaiserstraße 4, 97318 
Kitzingen, während der Geschäftszeiten öff entlich zur Einsicht-
nahme auf.

Nachfolgend wird die Haushaltssatzung öff entlich bekannt ge-
macht.

Würzburg, 18.08.2026
Regierung von Unterfranken

Johannes Hardenacke
Abteilungsdirektor

II.

Aufgrund der Art. 40 Abs. 1 und 42 KommZG i.V.m. Art. 57 
ff . LKrO sowie § 9 der Verbandssatzung erlässt der Zweckver-
band Berufsschule Kitzingen-Ochsenfurt folgende Haushalts-
satzung:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird

im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben auf  1.877.927 €

und im Vermögenshaushalt

in den Einnahmen und Ausgaben auf  886.144 €

festgesetzt.

§ 2

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt 
werden nicht aufgenommen.

§ 3

Verpfl ichtungsermächtigungen sind nicht vorgesehen.

§ 4

Der ungedeckte Bedarf des Haushalts beträgt 73.968 €. Er wird 
durch eine Umlage gem. § 17 Ziff . 1 und 2 der Verbandssatzung 
aufgebracht. Die Umlage beträgt je Schüler 53,76 €.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 312.900 € fest-
gesetzt.

§ 6

Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.

Kitzingen, 17.08.2026
Tamara Bischof

Landrätin
Verbandsvorsitzende
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Neufassung der Verbandssatzung des Zweckverbandes Er-
holungs- und Wandergebiet Würzburg 

Bekanntmachung vom 18.08.2026 Nr. RUF-12-1444.09-2-9-16 

I.

Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung am 10.07.2026 
die Neufassung der Verbandssatzung des Zweckverbandes Er-
holungs- und Wandergebiet Würzburg beschlossen. 

Nach Art. 48 Abs. 3 KommZG wird nachfolgend die Änderung 
der Verbandssatzung amtlich bekannt gemacht. 

Zusätzlich wird die Neufassung der Geschäftsordnung des 
Zweckverbandes Erholungs- und Wandergebiet Würzburg, die 
ebenfalls in der Sitzung am 10.07.2026 beschlossen wurde, 
amtlich bekannt gemacht. 

Würzburg, 18.08.2026
Regierung von Unterfranken 

Hardenacke
Abteilungsdirektor 

II.

Verbandssatzung

des Zweckverbandes Erholungs- und Wandergebiet Würzburg

Die Stadt Würzburg und der Landkreis Würzburg bilden gemäß 
Art. 17 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunale Zusammenar-
beit (KommZG) einen Zweckverband mit folgender Verbands-
satzung:

I.  Allgemeine Vorschriften

§ 1

Rechtsstellung

1. Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband Erho-
lungs- und Wandergebiet Würzburg“.

2. Er ist eine Körperschaft des öff entlichen Rechts. Der 
Zweckverband hat seinen Sitz in Würzburg.

§ 2

Verbandsmitglieder

1. Mitglieder des Zweckverbandes sind die kreisfreie Stadt 
Würzburg und der Landkreis Würzburg.

2. Die Aufnahme weiterer Mitglieder bedarf der 2/3-Mehrheit 
der satzungsgemäßen Stimmen in der Verbandsversamm-
lung. Diese setzt in jedem einzelnen Fall die Bedingungen 
für die Aufnahme fest. Vor der Aufnahme sind eine Ände-
rung der Verbandssatzung und die Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde erforderlich. Dem Antrag auf Aufnahme soll 
im Rahmen der Leistungsfähigkeit des Verbandes unter 
Berücksichtigung seiner Ziele und bestehenden Verpfl ich-
tungen sowie des betriebs- und verbandswirtschaftlich Zu-
mutbaren entsprochen werden. Mitglieder des Verbandes 
können nur Gebietskörperschaften sein.

3. Ein Mitglied kann frühestens nach einer Mitgliedschaft von 
zwanzig Jahren und nur zum Ende eines Geschäftsjahres 
ausscheiden. Die Austrittserklärung muss spätestens ein 
Jahr vorher dem Verbandsvorsitzenden schriftlich zuge-
gangen sein. Das Recht, aus wichtigem Grund zu kündigen 
(Art. 44 Abs. 3 KommZG), bleibt unberührt.

4. Der Austritt bedarf der Zustimmung einer Mehrheit von 
2/3 der satzungsgemäßen Stimmenzahl in der Verbandsver-
sammlung, einer Änderung der Verbandssatzung und der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Das Ausscheiden ei-
nes Mitgliedes darf den Bestand der errichteten Erholungs-
anlagen nicht gefährden. Im Übrigen darf die Zustimmung 
nicht verweigert werden, wenn das ausscheidende Mitglied 
alle bis zum Kündigungstermin anfallenden satzungsgemä-
ßen Verpfl ichtungen erfüllt hat, wenn ferner die Entschädi-
gung der im Verband verbliebenen Mitglieder für die ihnen 
aus dem Ausscheiden des Mitglieds entstehenden Nachteile 
geregelt und eine Vereinbarung über die erforderliche Aus-
einandersetzung getroff en ist.

5. Die Vereinbarung muss den Aufwendungen des Verbandes 
für das ausscheidende Mitglied und die Zumutbarkeit der 
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Übernahme der Erholungsanlagen für die im Verband ver-
bleibenden Mitglieder bzw. für ein Mitglied Rechnung tra-
gen. Ein ausscheidendes Mitglied kann im Wege der Ausei-
nandersetzung nicht mehr erhalten als es eingebracht hat.

§ 3

Räumlicher Wirkungsbereich

Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst 
das Gebiet seiner Verbandsmitglieder.

§ 4

Aufgaben und Befugnisse

1. Der Zweckverband soll die erfolgreiche bisherige Tätigkeit 
der Arbeitsgemeinschaft „Erholungs- und Wandergebiet 
Würzburg“ fortführen. Er will die Erholungs- und Wander-
gebiete in der Umgebung Würzburgs - insbesondere den 
Guttenberger Forst, den Gramschatzer Wald und der Irten-
berger Forst - erschließen und pfl egen. Zu diesem Zweck 
sollen geeignete Parkplätze am Rande der Erholungsgebie-
te, markierte Rundwanderwege, Ruhebänke und Wegweiser 
initiiert und gefördert werden.

2. Der Zweckverband soll auch andere Erholungsanlagen 
außerhalb des bebauten Stadtgebietes bzw. der bebauten 
Gemeindegebiete einrichten, betreiben und unterhalten (z. 
B. Badesee). Der Zweckverband betreibt insbesondere ein 
Erholungsgelände mit Badeseen zwischen Erlabrunn und 
Margetshöchheim.

3. Bei der Durchführung dieser Aufgaben werden die Belange 
der Land- und Forstwirtschaft, der gewerblichen Wirtschaft, 
der Wasserwirtschaft sowie der Jagd und Fischerei gewahrt.

4. Der Zweckverband ist bestrebt, seine Arbeit im Zusammen-
wirken mit den zuständigen Fachbehörden, der interessier-
ten Bevölkerung, insbesondere mit den zur Zusammenar-
beit bereiten Vereinen und Organisationen, durchzuführen. 
Der Zweckverband will auch die Privatinitiative der in 
diesem Raum tätigen Wandervereine nach Möglichkeit un-
terstützen, soweit sich diese mit Aufgaben befasst, die der 
erholungssuchenden Gesamtbevölkerung zugutekommen.

5. Der Zweckverband erfüllt seine Aufgaben ohne Gewinnab-
sicht. Er dient ausschließlich und unmittelbar gemeinnützi-
gen Zwecken im Sinne des Steuerrechts/der Abgabenord-
nung. Falls einzelne Einrichtungen Gewinn abwerfen, ist 
dieser den gemeinnützigen Zwecken des Verbandes zuzu-
führen.

§ 5

Aufsicht, Schlichtung von Streitigkeiten

1. Aufsichtsbehörde des Zweckverbandes ist die Regierung 
von Unterfranken.

2. Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den 
Verbandsmitgliedern, wenn sie sich gleichgeordnet ge-
genüberstehen, und bei Streitigkeiten der Mitglieder des 
Zweckverbandes untereinander aus dem Verbandsverhält-
nis ist die Aufsichtsbehörde zur Schlichtung anzurufen.

II.  Verfassung und Verwaltung

§ 6

Verbandsorgane

1. Die Organe des Zweckverbandes sind:

 a) die Verbandsversammlung und

 b) der Verbandsvorsitzende.

2. Die Verbandsversammlung kann beschließende und weitere 
beratende Ausschüsse bilden.

§ 7

Zusammensetzung der Verbandsversammlung

1. Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvor-
sitzenden, seinem Stellvertreter und den weiteren Verbands-
räten. Jedes Verbandsmitglied entsendet sieben weitere Ver-
bandsräte.

2. Der Landkreis wird in der Verbandsversammlung durch den 
Landrat, die Stadt Würzburg durch den Oberbürgermeister 
vertreten; im Falle der Verhinderung tritt an ihre Stelle ihr 
Stellvertreter. Mit Zustimmung der in Satz 1 Genannten 
kann ein Verbandsmitglied auch andere Personen als seine 
Vertreter bestellen.

3. Das Amt der Verbandsräte, die Kraft ihres Amtes der Ver-
bandsversammlung angehören, endet mit ihrem kommuna-
len Wahlamt. Das Gleiche gilt auch für ihre Stellvertreter. 
Die anderen Verbandsräte werden, soweit sie Mitglieder des 
Kreistages oder Stadtrates sind, ebenfalls für die Dauer der 
Wahlzeit, andernfalls für sechs Jahre bestellt. Die Verbands-
räte und ihre Stellvertreter üben ihr Amt bis zum Amtsan-
tritt der neuen Verbandsräte aus.

§ 8

Einberufung und Sitzungen der Verbandsversammlung

1. Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstän-
de der Verbandsversammlung vor und leitet die Sitzung.

2. Die Verbandsversammlung ist durch den Vorsitzenden, bei 
dessen Verhinderung von seinem Stellvertreter, mindestens 
einmal jährlich unter Angabe von Ort, Tagesordnung und 
Zeit elektronisch einzuberufen. Sie muss einberufen wer-
den, wenn ein Verbandsmitglied unter Angabe der Bera-
tungsgegenstände dies schriftlich oder elektronisch bean-
tragt.

3. Die Einladung muss den Verbandsräten spätestens eine Wo-
che vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen kann der 
Verbandsvorsitzende diese Frist bis auf 24 Stunden abkür-
zen.

4. Die Aufsichtsbehörde ist von den Sitzungen zu unterrich-
ten. Die Verbandsversammlung kann in ihren Sitzungen 
auch Personen hören, die nicht Verbandsräte sind.

§ 9

Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung

1. Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämt-
liche Verbandsräte ordnungsgemäß geladen sind und die 
Mehrheit der Verbandsräte vertreten ist.

2. Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähig-
keit, die nicht auf der persönlichen Beteiligung der Mehr-
heit der Verbandsräte beruht, innerhalb von vier Wochen 
zum zweiten Male zur Verhandlung über denselben Ge-
genstand einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl 
der Erschienenen beschlussfähig; auf diese Folge ist in der 
zweiten Ladung ausdrücklich hinzuweisen.

3. Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit 
oder diese Verbandssatzung nichts Anderes vorschreiben, 
werden die Beschlüsse der Verbandsversammlung mit ein-
facher Mehrheit der Abstimmenden gefasst, bei Stimmen-
gleichheit ist der Antrag abgelehnt. Es wird off en abge-
stimmt. Stimmenthaltungen sind nicht zulässig.

4. Jeder Verbandsrat hat eine Stimme.

5. Für Wahlen gelten die Absätze 1 - 4 entsprechend; die Vor-
schriften über die persönliche Beteiligung fi nden jedoch 
keine Anwendung. Es wird geheim abgestimmt. Gewählt 
ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stim-
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men erhält. Im Übrigen gilt Art. 33 KommZG.

6. Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von 
Tag und Ort der Sitzung, der Namen der anwesenden Ver-
bandsräte, der behandelten Gegenstände und der Abstim-
mungsergebnisse (Stimmenverhältnis) in ein Beschluss-
buch einzutragen und vom Verbandsvorsitzenden und dem 
Schriftführer zu unterzeichnen. Als Schriftführer kann eine 
Dienstkraft des Zweckverbandes oder eines Verbandsmit-
gliedes, soweit dieses zustimmt, zugezogen werden. Ver-
bandsräte, die einem Beschluss nicht zugestimmt haben, 
können bis zum Schluss der Sitzung verlangen, dass dies 
in der Niederschrift vermerkt wird. Abschriften der Nieder-
schrift sind unverzüglich den Verbandsmitgliedern und der 
Aufsichtsbehörde zu übermitteln.

§ 10

Zuständigkeit der Verbandsversammlung

1. Die Aufgaben des Zweckverbandes werden von der Ver-
bandsversammlung wahrgenommen, soweit nicht nach dem 
Gesetz, dieser Verbandssatzung oder besonderen Beschlüs-
sen der Verbandsversammlung der Verbandsvorsitzende, 
ein beschließender Ausschuss oder der Geschäftsleiter 
selbstständig entscheidet.

2. Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für:

a) die Entscheidung über die Errichtung und die wesent-
liche Erweiterung der den Verbandsaufgaben dienenden 
Einrichtungen;

b) die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung 
oder die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen;

c) die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, die 
Nachtragshaushaltssatzung und die Aufnahme von zu-
sätzlichen Krediten während der vorläufi gen Haushalts-
führung;

d) die Beschlussfassung über den Finanzplan;

e) die Feststellung der Jahresrechnung oder des Jahresab-
schlusses und die Entlastung;

f) die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellver-
treter und die Festsetzung von Entschädigungen;

g) die Bildung, Besetzung und Aufl ösung der Ausschüsse;

h) den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Ge-
schäftsordnung für die Verbandsversammlung;

i) die Beschlussfassung über die Änderung der Verbands-
satzung, die Aufl ösung des Zweckverbands und die Be-
stellung von Abwicklern.

§ 11

Rechtsstellung der Verbandsräte

Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. Sie werden vom 
Zweckverband gem. Art. 30 Abs. 2 KommZG und der Entschä-
digungssatzung des Zweckverbandes für ihre Tätigkeit entschä-
digt.

§ 12

Verbandsvorsitz

1. Der Landrat des Landkreises Würzburg und der Oberbür-
germeister der Stadt Würzburg wechseln sich im Turnus 
von zwei Jahren als Verbandsvorsitzender und als stell-
vertretender Verbandsvorsitzender ab. Den Vorsitz in den 
Jahren 2026 und 2027 hat der Oberbürgermeister der Stadt 
Würzburg inne.

2. Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter aus seinem 
kommunalen Wahlamt aus, so endet auch sein Amt als Vor-

sitzender oder Stellvertreter.

§ 13

Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden

1. Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach 
außen.

2. Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Ver-
bandsversammlung und erledigt in eigener Zuständigkeit 
alle Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung kraft 
Gesetzes dem ersten Bürgermeister zukommen. Er erfüllt 
die ihm gesetzlich zugewiesenen weiteren Aufgaben.

3. Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung 
können dem Verbandsvorsitzenden weitere Angelegenhei-
ten zur selbstständigen Erledigung übertragen werden.

4. Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Befugnisse 
seinem Stellvertreter und in Angelegenheiten der laufenden 
Verwaltung dem Geschäftsleiter, Dienstkräften des Zweck-
verbandes und mit Zustimmung eines Verbandsmitgliedes 
dessen Dienstkräften übertragen.

5. Erklärungen, durch die der Zweckverband verpfl ichtet wer-
den soll, bedürfen der Schriftform. Das gilt nicht für ständig 
wiederkehrende Geschäfte des täglichen Lebens, die fi nan-
ziell von unerheblicher Bedeutung sind.

§ 14

Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden

Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind ehrenamt-
lich tätig. Der Verbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit 
eine Aufwandsentschädigung. Diese Aufwandsentschädigung 
ist in der Entschädigungssatzung geregelt.

§ 15

Geschäftsleiter des Zweckverbandes

Die Verbandsversammlung bestellt einen Geschäftsleiter. Sie 
kann ihm durch Beschluss Zuständigkeiten des Verbandsvorsit-
zenden übertragen. Durch gesonderten Beschluss kann sie ihm 
ferner weitere Angelegenheiten zur selbstständigen Erledigung 
übertragen.

III.  Wirtschafts- und Haushaltsführung

§ 16

Anzuwendende Vorschriften

1. Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckver-
bandes gelten die Vorschriften über die Gemeindewirtschaft 
entsprechend, sofern nicht das Gesetz über die kommunale 
Zusammenarbeit oder diese Satzung etwas Anderes bestim-
men. Die Haushaltswirtschaft wird nach den Grundsätzen 
der doppelten kommunalen Buchführung geführt.

2. Rechnungsjahr des Zweckverbandes ist das Kalenderjahr.

§ 17

Haushaltssatzung

1. Zur Erläuterung des Haushaltplanes sind in einem Aufga-
benplan die geplanten Vorhaben zu erläutern, die im fol-
genden Haushaltsjahr durchgeführt oder gefördert werden 
sollen.

2. Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Be-
ginn des Rechnungsjahres von der Verbandsversammlung 
zu beschließen und mit den Anlagen der Aufsichtsbehörde 
vorzulegen. Rechnungs- und Haushaltsjahr ist das Kalen-
derjahr.

§ 18

Deckung des Finanzbedarfs; Umlegungsschlüssel
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Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf 
wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt. Dabei ist eine Be-
triebskostenumlage (z. B. Aufwendungen für Unterhalt, Ver-
waltung usw.) und eine Investitionsumlage (Ausgaben für die 
Veränderung des Anlagevermögens) zu unterscheiden. Die 
Umlage erfolgt zu gleichen Teilen auf die Verbandsmitglieder.

§ 19

Festsetzung der Umlagen

1. Die Investitions- und Betriebskostenumlagen (§ 18) wer-
den in der Haushaltssatzung für jedes Rechnungsjahr neu 
festgesetzt. Sie können während des Rechnungsjahres nur 
durch eine Nachtragshaushaltssatzung geändert werden.

2. Ist die Investitions- und Betriebskostenumlage bei Beginn 
des Rechnungsjahres noch nicht festgesetzt, so kann der 
Zweckverband bis zur Festsetzung vorläufi ge Teilbeträge 
entsprechend der Höhe der im abgelaufenen Rechnungsjahr 
erhobenen Umlage erheben. Nach Festsetzung der Umla-
ge für das laufende Rechnungsjahr ist über die vorläufi gen 
Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt abzurechnen.

3. Für fällige, nicht rechtzeitig entrichtete Investitions- und 
Betriebskostenumlagen sowie sonstige fi nanzielle Ver-
pfl ichtungen der säumigen Verbandsmitglieder können Ver-
zugszinsen in Höhe von 0,5 v. H. für jeden vollen Monat 
gefordert werden.

§ 20

Kassenverwaltung

1. Die Kassengeschäfte des Zweckverbandes sind vom Ge-
schäftsleiter unter Beachtung des einschlägigen Kassen- 
und Haushaltsrechts zu organisieren.

2. Der Verbandsvorsitzende bestellt den Kassenaufsichtsbe-
amten. Er hat sich laufend über den Zustand und die Füh-
rung der Verbandskasse zu unterrichten. Die regelmäßigen 
und unvermuteten Kassenprüfungen obliegen dem bestell-
ten Kassenaufsichtsbeamten.

§ 21

Jahresrechnung, Prüfung

1. Der Verbandsvorsitzende legt den Jahresabschluss bzw. die 
Jahresrechnung der Verbandsversammlung innerhalb von 
sechs Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres vor.

2. Der Jahresabschluss bzw. die Jahresrechnung sollen von 
der Verbandsversammlung oder von einem Prüfungsaus-
schuss binnen sechs Monaten örtlich geprüft werden. Der 
Prüfungsausschuss ist aus der Mitte der Verbandsversamm-
lung zu bilden. Er besteht aus drei Verbandsräten und drei 
stellvertretenden Verbandsräten.

3. Nach der örtlichen Prüfung wird der Jahresabschluss bzw. 
die Jahresrechnung von der Verbandsversammlung festge-
stellt.

4. Die Verbandsversammlung beschließt über die Entlastung 
des Jahresabschlusses.

IV. Schlussbestimmungen

§ 22

Öff entliche Bekanntmachung

Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbandes werden 
im Amtsblatt der Regierung von Unterfranken bekanntgemacht.

§ 23

Aufl ösung

1. Die Aufl ösung des Zweckverbandes bedarf einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl in 

der Verbandsversammlung und der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Die Aufl ösung ist wie diese Verbandssatzung 
bekanntzumachen.

2. Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteiligten Ge-
bietskörperschaften das Recht, die auf ihrem Gebiet gele-
genen Gegenstände des Anlagevermögens zum geschätzten 
Zeitwert zu übernehmen. Im Übrigen ist das Vermögen 
nach Befriedigung der Gläubiger an die Verbandsmitglieder 
unter Anrechnung der übernommenen Gegenstände nach 
dem Verhältnis der von ihnen insgesamt entrichteten Inves-
titionsumlagebeträge zu verteilen. Soweit das Vermögen 
die entrichteten Investitionsumlagebeträge übersteigt, darf 
es nur für steuerbegünstigte Zwecke verwendet werden.

§ 24

Inkrafttreten

Die Verbandssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Regierung von Unterfranken in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 25.09.2020 außer 
Kraft. 

Würzburg, 10.07.2026

Martin Heilig, 
Oberbürgermeister Verbandsvorsitzender

III.

Geschäftsordnung

des

Zweckverbandes Erholungs- und Wandergebiet Würzburg 
vom 10.07.2026

Der Zweckverband Erholungs- und Wandergebiet Würzburg 
gibt sich aufgrund des Art. 26 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Kommunale Zusammenarbeit (KommZG) i.V.m. Art. 45 Abs. 
1 der Bayerischen Gemeindeordnung (GO) und § 10 Nr. 1 Ziff . 
8 der Verbandssatzung vom 11.07./30.07.1973 durch Beschluss 
der Verbandsversammlung vom 10.07.2026 die folgende Ge-
schäftsordnung (GeschO):

A. Allgemeines

§ 1 - Geltungsbereich -

Die Geschäftsordnung gilt für die Verbandsversammlung, den 
Verbandsvorsitzenden, die Geschäftsleitung und die Beschäf-
tigten des Zweckverbandes.

§ 2 - Führung der Geschäfte -

(1) Nach Maßgabe der im KommZG, in der Verbandssatzung 
und in dieser Geschäftsordnung festgelegten Zuständigkei-
ten sorgen die Verbandsversammlung, der Verbandsvorsit-
zende und der Geschäftsleiter für den ordnungsgemäßen 
Gang der Geschäfte des Zweckverbandes.

(2) Die Verbandsversammlung bildet ihren Willen durch Mehr-
heitsbeschlüsse.

§ 3 - Verbandsräte -

(1) Die Verbandsräte sind zur gewissenhaften Wahrnehmung 
der ihnen übertragenen Obliegenheiten verpfl ichtet. Sie 
müssen die Verbandsangelegenheiten geheim halten, wenn 
die Verschwiegenheit durch Gesetz oder Beschluss vorge-
schrieben oder nach der Natur der Sache erforderlich ist. Sie 
dürfen die Kenntnis geheim zu haltender Angelegenheiten 
nicht unbefugt verwerten. Diese Verpfl ichtungen bestehen 
auch nach der Verbandsratstätigkeit fort. Zuwiderhandlun-
gen können durch die Verbandsversammlung mit einem 
Ordnungsgeld bis zur Höhe von 250,-- €, bei unbefugter 
Off enbarung personenbezogener Daten bis zur Höhe von 
500,-- € geahndet werden. Die Verantwortlichkeit nach an-
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deren Vorschriften bleibt unberührt.

(2) Den Verbandsräten stehen außer der Teilnahme an Beratun-
gen und Abstimmungen weitere Befugnisse nur zu, soweit 
ihnen bestimmte Obliegenheiten ausdrücklich zur Bearbei-
tung oder Erledigung übertragen worden sind.

(3) Über die Gewährung von Akteneinsicht an Verbandsräte 
und deren Stellvertreter entscheidet der Verbandsvorsitzen-
de nach pfl ichtgemäßem Ermessen.

(4) Verbandsräte können an der Beratung und Abstimmung 
nicht teilnehmen, wenn der Beschluss ihnen selbst, ihren 
Ehegatten, ihren Lebenspartnern, einem Verwandten oder 
Verschwägerten bis zum dritten Grade oder einer von ihnen 
kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen oder juristischen 
Person einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen 
kann. Gleiches gilt, wenn ein Mitglied der Verbandsver-
sammlung in anderer als öff entlicher Eigenschaft (als Amts-
person) ein Gutachten abgegeben hat.

(5) Ist ein Verbandsrat gemäß Art. 49 GO i.V.m. Art. 26 Abs. 1 
KommZG wegen Befangenheit von Beratung und Abstim-
mung ausgeschlossen, so muss er den Sitzungsraum verlas-
sen, wenn Beratung und Abstimmung in nichtöff entlicher 
Sitzung erfolgen. Dies gilt sowohl für die Entscheidung 
über die Voraussetzung des Ausschlusses als auch für die 
Beratung und Abstimmung über den sachlichen Beratungs-
gegenstand.

§ 4 - Geschäftsstelle -

Die Geschäftsstelle des Zweckverbandes befi ndet sich im 
Landratsamt Würzburg, Zeppelinstraße 15, 97074 Würzburg. 
Sie dient der Unterstützung der Verbandsversammlung und er-
ledigt alle anfallenden Arbeiten. Die Geschäftsstelle wird vom 
Geschäftsleiter verantwortlich geführt und untersteht den Wei-
sungen des Verbandsvorsitzenden.

B. Verbandsversammlung

§ 5 - Öff entliche Sitzungen-

(1) Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind öff entlich, 
soweit nicht Rücksichten auf das Wohl der Allgemeinheit 
oder auf berechtigte Ansprüche Einzelner entgegenstehen.

(2) Die Mitglieder der Verbandsversammlung sind verpfl ich-
tet, an den Sitzungen und Abstimmungen teilzunehmen. Im 
Falle ihrer Verhinderung sorgen sie für die Teilnahme ihres 
Stellvertreters. Wenn beide verhindert sind, ist dies recht-
zeitig vor der Sitzung dem Verbandsvorsitzenden mitzutei-
len.

(3) Zu den öff entlichen Sitzungen hat jedermann nach Maßgabe 
des für Zuhörer verfügbaren Raumes Zutritt. Für die Presse 
ist stets die erforderliche Zahl von Plätzen freizuhalten.

(4) Zuhörer die den Verlauf der Sitzung durch Eingreifen in die 
Verhandlung oder ungebührliches Verhalten stören, können 
durch den Vorsitzenden aus dem Sitzungssaal gewiesen 
werden.

§ 6 - Nicht öff entlicher Sitzung vorbehaltene Gegenstände -

Die Verbandsversammlung kann die Öff entlichkeit ausschlie-
ßen, wenn das Wohl der Allgemeinheit oder berechtigte An-
sprüche Einzelner der öff entlichen Behandlung entgegenstehen. 
Grundsätzlich sind in nicht öff entlicher Sitzung zu behandeln:

1. Personalangelegenheiten,

2. Grundstücksangelegenheiten,

3. Vergabe von Aufträgen,

4. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Ge-
setz vorgeschrieben, nach der Natur der Sache erforderlich 
oder durch die Verbandsversammlung beschlossen ist.

§ 7 - Einberufung der Verbandsversammlung -

(1) Eine Einberufung der Sitzung der Verbandsversammlung 
erfolgt durch den Verbandsvorsitzenden.

(2) Die Einladung muss den Verbandsräten spätestens eine Wo-
che vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen kann der 
Verbandsvorsitzende diese Frist auf 24 Stunden abkürzen.

(3) Die Ladung erfolgt grundsätzlich elektronisch.

(4) Die Einladung muss Tagungszeit und -ort und die Bera-
tungsgegenstände enthalten. Außerdem sollen, soweit dies 
für die Vorbereitung der Beratung notwendig ist, Unterla-
gen und sonstiges Schriftmaterial den Verbandsräten zur 
Verfügung gestellt werden.

§ 8 - Tagesordnung -

(1) Die Tagesordnung für die Sitzung der Verbandsversamm-
lung setzt der Verbandsvorsitzende fest.

(2) Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in der dort 
festgelegten Reihenfolge zur Beratung und Abstimmung. 
Über Abweichungen beschließt die Verbandsversammlung.

(3) Der Verbandsvorsitzende, sein Stellvertreter bzw. die Ge-
schäftsleitung tragen den Sachverhalt der einzelnen Sit-
zungsgegenstände vor und erläutern ihn.

§ 9 - Antragstellung –

(1) Anträge, die in der Verbandsversammlung behandelt wer-
den sollen, sind schriftlich beim Verbandsvorsitzenden oder 
bei der Geschäftsstelle einzureichen und zu begründen. Sie 
sollen spätestens vierzehn Tage vor der Sitzung der Ver-
bandsversammlung dem Verbandsvorsitzenden vorliegen.

(2) Nicht der Schriftform bedürfen einfache Sachanträge wäh-
rend der Sitzung (z.B. Änderung und Zurückziehung von 
Anträgen) sowie Anträge zur Geschäftsordnung.

(3) Ob später eingehende Anträge bei der der Antragstellung 
folgenden Sitzung zur Behandlung und Abstimmung ge-
bracht werden oder ob sie zurückgestellt werden sollen, ent-
scheidet die Verbandsversammlung. Ebenso entscheidet die 
Verbandsversammlung darüber, ob ein erst unmittelbar vor 
oder während der Sitzung als dringlich gestellter Antrag zur 
Beratung und Abstimmung gebracht wird. Unmittelbar vor 
oder während der Sitzung gestellte Anträge, die Ermittlun-
gen und Prüfung, Beiziehung von Akten oder die Befragung 
nicht anwesender Sachbearbeiter und sonstiger Auskunfts-
personen notwendig machen, müssen bis zur nächsten Sit-
zung zurückgestellt werden.

(4) Anträge können eingebracht werden vom Verbandsvorsit-
zenden, von den Verbandsräten und von der Aufsichtsbe-
hörde.

§ 10 - Eröff nung der Sitzung -

(1) Der Verbandsvorsitzende erklärt die Sitzung für eröff net. Er 
stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Anwesenheit 
der Verbandsräte fest und gibt die vorliegenden Entschuldi-
gungen bekannt. Sodann stellt er die Beschlussfähigkeit der 
Verbandsversammlung fest.

(2) Anschließend ist auf die Niederschrift über die vorangegan-
gene Verbandsversammlung hinzuweisen. Wenn gegen die 
Niederschrift keine Einwendungen erhoben werden, gilt sie 
als von der Verbandsversammlung genehmigt.

(3) Hat der Verbandsvorsitzende dringliche Anordnungen er-
lassen und unaufschiebbare Geschäfte anstelle der Ver-
bandsversammlung besorgt, gibt er das vor Eintritt in die 
Tagesordnung bekannt.

§ 11 - Beratung der Sitzungsgegenstände -

(1) Nach der Berichterstattung eröff net der Verbandsvorsitzen-
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de die Beratung.

(2) Verbandsräte, die wegen persönlicher Beteiligung gemäß 
Art. 49 Abs. 1 GO von der Beratung und Abstimmung zu 
einem bestimmten Punkt der Tagesordnung ausgeschlossen 
sind, haben dies dem Vorsitzenden vor Beginn der Beratung 
unaufgefordert mitzuteilen.

(3) Der Vorsitzende erteilt den Verbandsräten oder sonstigen 
beigezogenen Personen das Wort in der Reihenfolge der 
Wortmeldungen, bei gleichzeitiger Wortmeldung nach sei-
nem Ermessen. Er kann jederzeit selbst das Wort ergreifen.

(4) Bei Anträgen zur Geschäftsordnung ist das Wort außer der 
Reihe sofort zu erteilen. Über einen Antrag auf Schluss der 
Beratung ist unverzüglich abzustimmen.

(5) Der Verbandsvorsitzende hat das Recht zur Schlussände-
rung und schließt die Beratung.

§ 12 - Abstimmung -

(1) Liegen zu einem Beratungsgegenstand mehrere Anträge 
vor, so sind sie in der nachstehenden Reihenfolge zu behan-
deln:

1. Anträge zur Geschäftsordnung.

2. Vorschläge der Geschäftsleitung,

3. weitergehende Anträge, dabei sind nur solche Anträge als 
weitergehend anzusehen, die einen größeren Aufwand 
oder eine stärker einschneidende Maßnahme zum Gegen-
stand haben.

(2) Grundsätzlich wird durch Handzeichen mit Gegenkontrolle 
abgestimmt. Verbandsräte, die gegen die Mehrheit abge-
stimmt haben, können verlangen, dass dies in der Nieder-
schrift vermerkt wird. Bei Stimmengleichheit ist der An-
trag abgelehnt.

(3) Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann 
in derselben Sitzung die Beratung und Abstimmung nicht 
nochmals aufgenommen werden.

§ 13 - Anfragen -

Nach Erledigung der Tagesordnung ist in jeder Verbandsver-
sammlung den Verbandsräten Gelegenheit zu geben, an den 
Verbandsvorsitzenden und an anwesende Vertreter der Auf-
sichtsbehörde und der Fachbehörden Anfragen über solche Ge-
genstände zu richten, die nicht auf der Tagesordnung stehen. 
Nach Möglichkeit sollen diese Anfragen sofort beantwortet 
werden. Ist dies nicht möglich, so werden sie in der nächsten 
Sitzung beantwortet.

§ 14 - Niederschrift -

(1) Über die Sitzungen der Verbandsversammlung ist eine Nie-
derschrift zu fertigen. Die Niederschrift hat den Ablauf der 
Sitzung in seiner zeitlichen Folge wiederzugeben, wörtlich 
jedoch nur die Beschlüsse.

(2) Die Niederschrift muss enthalten:

1. Tag, Ort und Beginn der Sitzung,

2. öff entliche und nichtöff entliche Sitzungsteile sind so zu 
bezeichnen,

3. Namen der anwesenden Verbandsräte (Anwesenheitslis-
te),

4. Tagesordnung und behandelte Themen,

5. Wortlaut der Anträge und Beschlüsse,

6. Abstimmungsergebnis,

7. Zeitpunkt der Beendigung der Sitzung.

(3) Die Niederschrift ist nach Fertigstellung durch den Schrift-
führer und den Vorsitzenden zu unterzeichnen.

(4) Abschriften der Niederschrift sind unverzüglich dem Ver-
bandsvorsitzenden, den Verbandsmitgliedern und der Auf-
sichtsbehörde zu übermitteln.

(5) Zur Erleichterung der Aufnahme der Niederschrift ist es 
dem Schriftführer gestattet, für Aufzeichnungen einen 
Tonträger zu verwenden. Die Tonbandaufnahmen sind ei-
nen Monat nach Übersendung der durch die Verbandsver-
sammlung genehmigten Niederschrift an die Verbandsräte 
zu löschen.

C. Verbandsvorsitzender

§ 14 - Zuständigkeiten -

(1) Die Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden richtet sich 
nach Art. 36 KommZG und § 13 der Verbandssatzung. Der 
Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband, soweit es 
sich nicht um laufende Geschäfte handelt, nach außen. Er 
führt den Vorsitz in der Verbandsversammlung. Er ist Vor-
gesetzter der Geschäftsleitung.

(2) Der Verbandsvorsitzende erlässt anstelle der Verbandsver-
sammlung für den Zweckverband dringliche Anordnungen 
und besorgt für diesen unaufschiebbare Geschäfte. Er hat 
die Verbandsversammlung in der nächsten Sitzung hiervon 
zu unterrichten.

(3) Der Verbandsvorsitzende kann seine Vertretungsbefugnis 
im Einzelfall auf die Geschäftsleitung übertragen.

D. Geschäftsleitung

§ 15 - Aufgaben und Zuständigkeiten der Geschäftsleitung -

(1) Die Geschäftsleitung besteht aus dem Geschäftsleiter und 
einem Mitarbeiter.

(2) Die Aufgaben der Geschäftsleitung ergeben sich aus dem 
Gesetz über kommunale Zusammenarbeit und dieser Ge-
schäftsordnung.

(3) Die Geschäftsleitung führt die laufenden Geschäfte des 
Zweckverbandes. Laufende Geschäfte sind insbesondere:

a) Die selbstständige verantwortliche Abwicklung des Auf-
gabenplanes für das jeweilige Haushaltsjahr im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Haushaltsansätze.

b) Wiederkehrende Geschäfte, z.B. Werk- und Dienstver-
träge, Beschaff ung von Investitionsgütern des laufenden 
Bedarfs, Beschaff ung von Materialien aller Art zur Un-
terhaltung der zweckverbandseigenen Anlagen bis zur 
Höhe der im laufenden Haushaltsjahr eingeplanten An-
sätze.

§ 16 - Aufgaben und Zuständigkeiten der Geschäftleitung -

(1) Die Geschäftsleitung bereitet in Angelegenheiten des 
Zweckverbandes die Beschlüsse der Verbandsversammlung 
verwaltungsmäßig vor. Die Verbandsversammlung gibt ihr 
die Möglichkeit zum Vortrag.

(2) In Angelegenheiten des Zweckverbandes vertritt die Ge-
schäftsleitung, soweit es sich dabei um laufende Geschäfte 
handelt, diesen nach außen.

E. Schlussbestimmungen

§ 17 - Änderung der Geschäftsordnung -

Vorstehende Geschäftsordnung kann durch Beschluss der Ver-
bandsversammlung geändert werden.

§ 18 - Inkrafttreten -

Diese Geschäftsordnung tritt mit Wirkung vom 01.08.2026 in 
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Kraft.

Würzburg, 10.07.2026
Zweckverband Erholungs- und Wandergebiet Würzburg

Martin Heilig, 
Oberbürgermeister Verbandsvorsitzender

Apl-l 1444                                    RABl  S. 170

1. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Zweck-
verbandes Kirchenburgmuseum Mönchsondheim 

Bekanntmachung vom 18.08.2026 Nr. RUF-12-1444.04-2-1-52 

I.

Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung am 26.02.2026 
die 1. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Zweck-
verbandes Kirchenburgmuseum Mönchsondheim beschlossen. 

Nach Art. 48 Abs. 3 KommZG wird nachfolgend die Änderung 
der Verbandssatzung amtlich bekannt gemacht. 

Würzburg, 18.08.2026
Regierung von Unterfranken 

Hardenacke
Abteilungsdirektor 

II.

Der Zweckverband Kirchenburgmuseum Mönchsondheim er-
lässt aufgrund von Art. 44 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. 
Juni 1994 (GVBl. S. 555, 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-1), das 
zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. 
S. 637) geändert worden ist, folgende

1. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung
des Zweckverbandes Kirchenburgmuseum Mönchsondheim

vom 01.01.2020

§ 1

Änderungen der Verbandssatzung

(1) Die Verbandssatzung des Zweckverbands Kirchenburgmu-
seum Mönchsondheim vom 01.01.2020 wird wie folgt ge-
ändert:

• § 22 Abs. 3 der Verbandssatzung wird wie folgt neu ge-
fasst:
„Vom Zweckverband erworbenes Museumsgut, Büroin-
ventar, Gebäude und Grundstücke werden unter den Ver-
bandsmitgliedern aufgeteilt. Im Falle der Aufl ösung des 
Zweckverbandes erfolgt die Auseinandersetzung nach 
Maßgabe des KommZG. Das Vermögen wird aufgeteilt, 
und zwar erhalten der Landkreis Kitzingen 50 v.H. und die 
Stadt Iphofen 50 v.H. dieses Vermögens.“

§ 2

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Kitzingen, 27.02.2026
Zweckverband Kirchenburgmuseum Mönchsondheim

Tamara Bischof
Verbandsvorsitzende

Apl-l 1444                                    RABl  S. 176

Gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 26.02.2026

Neufassung der Verbandssatzung des Zweckverbandes Be-
rufsschule Kitzingen-Ochsenfurt  

Bekanntmachung vom 18.08.2026 Nr. RUF-12-1444.04-1-18-5 

I.

Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung am 28.07.2026 
die Neufassung der Verbandssatzung des Zweckverbandes Be-
rufsschule Kitzingen-Ochsenfurt beschlossen. 

Nach Art. 48 Abs. 3 KommZG wird nachfolgend die Änderung 
der Verbandssatzung amtlich bekannt gemacht. 

Würzburg, 18.08.2026
Regierung von Unterfranken 

Hardenacke
Abteilungsdirektor 

II.

Satzung 

des Zweckverbandes
 Berufsschule Kitzingen Ochsenfurt

§ 1

Name und Sitz

(1) Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband Be-
rufsschule Kitzingen-Ochsenfurt“. Er ist eine Körperschaft 
des öff entlichen Rechts.

(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz am Landratsamt Kitzin-
gen.

§ 2

Verbandsmitglieder

(1) Verbandsmitglieder sind der Landkreis Kitzingen und der 
Landkreis Würzburg.

(2) Der räumliche Wirkungsbereich umfasst das Gebiet der 
Landkreise Kitzingen und Würzburg.

§ 3

Aufgaben des Zweckverbandes

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, die Verteilung des 
Schulaufwandes der mit Verordnung der Regierung von 
Unterfranken vom 10.12.1999 (RABI 1999 S.291) errichte-
ten Staatl. Berufsschule Kitzingen-Ochsenfurt nach Maßga-
be des Art. 8 BaySchFG zu regeln.

(2) Der Zweckverband ist grundsätzlich Dienstherr bzw. Ar-
beitgeber des bei der Berufsschule beschäftigten Hausper-
sonals gem. Art. 3 Abs. 1 und 3 BaySchFG.

(3) Der Zweckverband ist nicht Dienstherr der Versorgungs-
empfänger der ehemals selbständigen Kreisberufsschulen 
Kitzingen und Ochsenfurt.

§ 4

Verbandsorgane

Die Organe des Zweckverbandes sind

1. die Verbandsversammlung,

2. der Verbandsvorsitzende.

§ 5

Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus der Landrätin oder 
dem Landrat des Landkreises Kitzingen als Verbandsvor-
sitzende oder Verbandsvorsitzenden, der Landrätin oder 
dem Landrat des Landkreises Würzburg als stellvertretende 
oder stellvertretenden Vorsitzenden und neun  weiteren Ver-
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bandsrätinnen oder Verbandsräten. Der Landkreis Kitzin-
gen entsendet sechs, der Landkreis Würzburg drei weitere 
Verbandsrätinnen oder Verbandsräte.

(2) Jede Verbandsrätin und jeder Verbandsrat hat eine Stimme.

(3) Jede Verbandsrätin und jeder Verbandsrat hat eine Stellver-
tretung für den Fall der Verhinderung; Verbandsrätinnen und 
Verbandsräte können keine Stellvertretung übernehmen. 
Die Verbandsrätinnen und Verbandsräte und ihre Stellver-
tretung sind von den Verbandsmitgliedern der Verbandsvor-
sitzenden oder dem Verbandsvorsitzenden schriftlich zu be-
nennen. Beamtinnen und Beamte sowie Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer des Zweckverbandes sowie die in Art. 30 
Abs. 4 S. 1 Nrn. 2 und 4 KommZG Genannten können nicht 
Mitglieder der Verbandsversammlung sein.

(4) Für Verbandsrätinnen und Verbandsräte, die kraft ihres Am-
tes der Verbandsversammlung angehören, endet das Amt als 
Verbandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamtes; 
entsprechendes gilt für ihre Stellvertretung. Die anderen 
Verbandsrätinnen und Verbandsräte und ihre Stellvertretung 
werden durch Beschluss der Vertretungsorgane der Ver-
bandsmitglieder bestellt, und zwar für die Dauer der Wahl-
zeit der Vertretungsorgane, wenn Mitglieder dieser Organe 
bestellt werden, andernfalls für sechs Jahre. Die Bestellung 
nach Satz 2 kann durch Beschluss der Vertretungsorgane 
aus wichtigem Grund widerrufen werden; sie ist zu wider-
rufen, wenn eine Verbandsrätin oder ein Verbandsrat, der 
dem Vertretungsorgan eines Verbandsmitglieds angehört, 
vorzeitig aus dem Wahlamt oder der Vertretungskörper-
schaft ausscheidet. Die Verbandsrätinnen und Verbandsräte 
und ihre Stellvertretung üben ihr Amt bis zum Amtsantritt 
der neuen Verbandsrätinnen und Verbandsräte weiter aus.

§ 6

Einberufung der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche oder elek-
tronische Einladung der Verbandsvorsitzenden oder des 
Verbandsvorsitzenden zusammen. Die Einladung muss Ta-
gungszeit und -ort und die Beratungsgegenstände angeben 
und den Verbandsrätinnen und Verbandsräten spätestens 
eine Woche vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen 
kann die Frist bis auf vierundzwanzig Stunden abgekürzt 
werden.

(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal 
einzuberufen. Sie muss außerdem einberufen werden, wenn 
es ein Drittel der Verbandsrätinnen und Verbandsräte bean-
tragt; im Antrag sind die Beratungsgegenstände anzugeben.

§ 7

Sitzungen der Verbandsversammlung

(1) Die oder der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsge-
genstände der Verbandsversammlung vor, leitet die Sitzung 
und handhabt die Ordnung während der Sitzung.

(2) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde haben das Recht, an den 
Sitzungen teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen das Wort zu 
erteilen. Die Verbandsversammlung kann auch andere Per-
sonen hören.

§ 8

Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtli-
che Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und die Mehr-
heit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. Über 
andere als in der Einladung angegebene Beratungsgegen-
stände darf nur dann Beschluss gefasst werden, wenn alle 
erschienenen Mitglieder mit einer Beschlussfassung einver-

standen sind.

(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähig-
keit, die nicht auf der persönlichen Beteiligung der Mehr-
heit der Mitglieder beruht, innerhalb von vier Wochen zum 
zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand 
einberufen, so ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschie-
nenen beschlussfähig; auf diese Folge ist in der zweiten La-
dung ausdrücklich hinzuweisen.

(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit 
oder diese Verbandssatzung nicht etwas anderes vorschrei-
ben, werden die Beschlüsse der Verbandsversammlung mit 
einfacher Mehrheit der Abstimmenden gefasst; es wird of-
fen abgestimmt. Jede Verbandsrätin und Verbandsrat hat 
eine Stimme. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abge-
lehnt. Kein Mitglied darf sich der Stimme enthalten.

(4) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die 
Vorschriften über die persönliche Beteiligung fi nden keine 
Anwendung. Es wird geheim abgestimmt. Gewählt ist, wer 
mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen er-
hält.

 Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so fi n-
det Stichwahl unter den beiden Personen mit den höchsten 
Stimmzahlen statt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl 
entscheidet das Los. Haben im ersten Wahlgang drei oder 
mehr sich bewerbende Personen die gleiche Anzahl von 
Stimmen erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewer-
berinnen oder Bewerber in die Stichwahl kommen. Hat eine 
Bewerberin oder ein Bewerber die höchste, zwei oder mehr 
sich bewerbende Personen die gleiche nächsthöhere Stim-
menzahl erhalten, so entscheidet das Los, wer von diesen 
in die Stichwahl mit dem Bewerber mit der höchsten Stim-
menzahl kommt.

(5) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Angabe 
von Tag und Ort der Sitzung, der Namen der anwesenden 
Verbandsrätinnen und Verbandsräte, der behandelten Ge-
genstände und der Abstimmungsergebnisse (Stimmenver-
hältnis) in ein Beschlussbuch einzutragen und von der oder 
dem Verbandsvorsitzenden und der Schriftführerin oder 
dem Schriftführer zu unterzeichnen.

 Als Schriftführerin oder Schriftführer kann eine Dienstkraft 
des Zweckverbandes oder eines Verbandsmitglieds, soweit 
dieses zustimmt, zugezogen werden. Verbandsrätinnen und 
Verbandsräte, die einem Beschluss nicht zugestimmt haben, 
können bis zum Schluss der Sitzung verlangen, dass das in 
der Niederschrift vermerkt wird. Abschriften der Nieder-
schrift sind den Verbandsmitgliedern zu übermitteln.

§ 9

Zuständigkeit der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für

1. die Beschlussfassung über die jährliche Haushaltssat-
zung;

2. die Beschlussfassung über den Stellenplan für Dienst-
kräfte des Zweckverbandes;

3. die Feststellung der Jahresrechnung und die Entlastung;

4. die Festsetzung von Entschädigungen;

5. die Bildung, Besetzung und Aufl ösung von Ausschüssen;

6. den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Ge-
schäftsordnung für die Verbandsversammlung;

7. die Beschlussfassung über die Änderung der Verbands-
satzung und die Aufl ösung des Zweckverbandes sowie 
die Bestellung von Abwicklern.

(2) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die an-
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deren, ihr im Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit 
zugewiesenen Gegenstände. Sie ist insbesondere zuständig 
für die Beschlussfassung über den Abschluss von Rechtsge-
schäften aller Art, die für den Zweckverband Verpfl ichtun-
gen in Höhe von mehr als 100 000 € jährlich oder einmalig 
mit sich bringen.

§ 10

Verbandsausschuss 

aufgehoben

§ 11

Rechtsstellung der Verbandsräte

(1) Die Verbandsrätinnen und Verbandsräte sind ehrenamtlich 
tätig.

(2) Verbandsrätinnen und Verbandsräte, die kraft ihres Amtes 
der Verbandsversammlung angehören, erhalten Auslagener-
satz, insbesondere Reisekostenvergütung nach den jeweils 
geltenden Bestimmungen des Bayer. Reisekostengesetzes.

(3) Die Entschädigung der bestellten Verbandsrätinnen und 
Verbandsräte (Sitzungsgeldpauschale, Verdienstausfallent-
schädigung für selbständig Tätige sowie Fahrtkostenent-
schädigung) regelt sich nach den jeweils geltenden Bestim-
mungen in der Satzung des Landkreises Kitzingen über die 
Entschädigung ehrenamtlich tätiger Kreisbürger.

§ 12

Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden

(1) Die oder der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckver-
band nach außen.

(2) Die oder der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse 
der Verbandsversammlung. Sie oder er erledigt in eigener 
Zuständigkeit alle ihr nicht vorbehaltenen Angelegenheiten, 
insbesondere die ihm nach der Landkreisordnung oder dem 
Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit zukommen-
den Aufgaben. Sie oder er ist berechtigt, unter Inanspruch-
nahme der Deckungsreserve oder sonstiger Deckungsmit-
tel (Mehreinnahmen oder Minderausgaben) im Einzelfall 
außerplanmäßige Ausgaben des Verwaltungshaushaltes 
bis zur Höhe von 20.000 € und überplanmäßige Ausgaben 
bis zu 10 v. H. des ursprünglichen Ansatzes des Verwal-
tungs- oder Vermögenshaushaltes, jedenfalls jedoch bis zu 
20.000  €, zu leisten.

(3) Die oder der Verbandsvorsitzende ist zuständig für die Ein-
stellung und die Entlassung von Arbeiternehmerinnen und 
Arbeitnehmern bis zur Entgeltgruppe 8 des Tarifvertrags für 
den öff entlichen Dienst oder bis zu einem entsprechenden 
Entgelt.

(4) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung 
können der oder dem Verbandsvorsitzenden unbeschadet 
des § 9 weitere Angelegenheiten zur selbständigen Erledi-
gung übertragen werden.

(S) Die oder der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Be-
fugnisse seiner Stellvertretung und laufende Verwaltungs-
angelegenheiten Dienstkräften des Zweckverbandes oder 
mit Zustimmung eines Verbandsmitgliedes dessen Dienst-
kräften übertragen.

(6) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpfl ichtet wer-
den soll, bedürfen der Schriftform; das gilt nicht für ständig 
wiederkehrende Geschäfte des täglichen Lebens, die fi nan-
ziell von unerheblicher Bedeutung sind.

§ 13

Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden

Die oder der Verbandsvorsitzende und die Stellvertreter sind 
ehrenamtlich tätig. Unbeschadet des § 11 erhalten die oder der 
Verbandsvorsitzende und die Stellvertretung keine Aufwands-
entschädigung.

§ 14

Dienstkräfte des Zweckverbandes

(1) Der Zweckverband hat das Recht, Dienstherr von Beamten 
zu sein.

(2) Die Verbandsversammlung bestellt eine Geschäftsleiterin 
oder einen Geschäftsleiter. Sie kann ihr oder ihm durch 
Beschluss Zuständigkeiten des Verbandsvorsitzenden nach 
§ 12 Abs. 2 übertragen.

 Durch gesonderten Beschluss kann sie ihr oder ihm ferner 
unbeschadet des § 9 weitere Angelegenheiten zur selbstän-
digen Erledigung übertragen.

§ 15

Anzuwendende Vorschriften

Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckver-
bandes gelten die Vorschriften über die Landkreiswirtschaft 
entsprechend, soweit sich nicht aus dem Gesetz über die 
kommunale Zusammenarbeit etwas anderes ergibt. Die Haus-
haltsführung erfolgt in entsprechender Anwendung der Kom-
munalhaushaltsverordnung-Kameralistik.

§ 16

Haushaltssatzung

(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitglie-
dern mindestens einen Monat vor der Beschlussfassung in 
der Verbandsversammlung zu übermitteln.

(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Be-
ginn des Haushaltsjahres zu beschließen und mit ihren An-
lagen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Haushaltsjahr ist 
das Kalenderjahr.

(3) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Ge-
nehmigungen erforderlich sind, nach Erteilung der Geneh-
migungen, sonst frühestens einen Monat nach der Vorlage 
an die Aufsichtsbehörde nach § 20 Abs. 1 bekanntgemacht.

§ 17

Deckung des Finanzbedarfs

(1) Der Zweckverband deckt die Kosten, die der Betrieb der 
Berufsschule mit sich bringt, durch eine Umlage. Die Höhe 
der Umlage ist in der Haushaltssatzung für jedes Haushalts-
jahr festzusetzen.

(2) Die Verbandsmitglieder sind entsprechend dem Verhältnis 
der Schülerzahlen aus dem jeweiligen Hoheitsgebiet (Be-
schäftigungsort, für die übrigen nach dem Ort des gewöhn-
lichen Aufenthaltes) an der Umlage zu beteiligen. Nr. 4.3 
Satz 1 der Anlage 1 zur AVBaySchFG ist hierbei anzuwen-
den. Umschülerinnen und Umschüler sowie fi ktive Gast-
schülerinnen und Gastschüler werden nicht berücksichtigt.

(3) Grundlage der Umlage ist die Schülerzahl zum 20.10. des 
dem Haushaltsjahr vorhergehenden Jahres (Stand: Haus-
haltsplanaufstellung).

(4) Die Schulgebäude der früheren Kreisberufsschulen bleiben 
im Eigentum der Verbandsmitglieder. Sie haben für den 
Bauunterhalt zu sorgen. Sie tragen auch den Aufwand für 
den Neubau, die Erweiterung oder den Umbau sowie die 
Anmietung von Schulgebäuden oder -räumen für die auf 
ihrem Gebiet gelegenen Schulanlagen. Der übrige Sachauf-
wand geht zu Lasten des Zweckverbandes.

(5) Die Kostentragung der Schülerbeförderung regelt sich nach 



Amtsblatt der Regierung von  Unterfranken Nr. 19/2026 vom 31.08.2026

179

dem Gesetz über die Kostenfreiheit des Schulwegs vom 31. 
Mai 2000 (GVBI S. 452) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 18

Kassenverwaltung

Die Kassengeschäfte des Zweckverbandes werden von der 
Kreiskasse des Landkreises Kitzingen mitgeführt.

§ 19

Jahresrechnung, Prüfung

(1) Die Jahresrechnung ist innerhalb von sechs Monaten nach 
Abschluss des Haushaltsjahres aufzustellen und sodann der 
Verbandsversammlung vorzulegen.

(2) Die Jahresrechnung ist von einem Prüfungsausschuss in-
nerhalb von 12 Monaten örtlich zu prüfen. Der Prüfungs-
ausschuss ist aus der Mitte der Verbandsversammlung zu 
bilden. Er besteht aus drei Verbandsrätinnen oder Verbands-
räten.

(3) Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Kitzingen legt 
dem Rechnungsprüfungsausschuss zur Rechnungsprüfung 
einen Prüfbericht zur jeweiligen Jahresrechnung vor. Für 
die Inanspruchnahme des Rechnungsprüfungsamtes wird 
eine entsprechende Entschädigung gewährt.

(4) Nach der örtlichen Prüfung wird die Jahresrechnung von 
der Verbandsversammlung festgestellt.

(5) Überörtliches Prüfungsorgan ist der Bayer. Kommunale 
Prüfungsverband.

§ 20

Öff entliche Bekanntmachungen

(1) Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbandes 
werden im Amtsblatt der Regierung von Unterfranken be-
kanntgemacht. Die Verbandsmitglieder weisen in der für die 
Bekanntmachung ihrer Satzungen vorgesehenen Form auf 
diese Bekanntmachung hin.

 Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen wird bis zur 
nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssat-
zung auf www.kitzingen.de öff entlich zugänglich gemacht.

(2) Sonstige öff entliche Bekanntmachungen des Zweckver-
bands sind in ortsüblicher Weise vorzunehmen.

§ 21

Besondere Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde

(1) Die Aufsichtsbehörde kann die Verbandsversammlung ein-
berufen, wenn die oder der Vorsitzende und die Stellvertre-

tung verhindert sind und die Tagung der Verbandsversamm-
lung unaufschiebbar ist.

(2) Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den 
Verbandsmitgliedern, wenn sie sich gleichgeordnet ge-
genüberstehen, und bei Streitigkeiten der Mitglieder des 
Zweckverbandes untereinander aus dem Verbandsverhält-
nis ist die Aufsichtsbehörde zur Schlichtung anzurufen.

§ 22

Aufl ösung

(1) Die Aufl ösung des Zweckverbandes bedarf einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl in 
der Verbandsversammlung und der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Die Aufl ösung ist wie diese Verbandssatzung 
bekanntzumachen.

(2) Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine bisheri-
gen Aufgaben auf andere juristische Personen des öff entli-
chen Rechts mit Dienstherrnfähigkeit übergehen, so haben 
die Verbandsmitglieder die Beamtinnen und Beamten sowie 
die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfän-
ger anteilig zu übernehmen. (vgl.§ 17).

(3) Findet eine Abwicklung statt, so haben die Beteiligten das 
Recht, die auf ihrem Gebiet gelegenen Gegenstände des 
Anlagevermögens zum geschätzten Zeitwert zu überneh-
men. Im Übrigen ist das Vermögen nach Befriedigung der 
Gläubiger an die Verbandsmitglieder unter Anrechnung der 
übernommenen Gegenstände nach dem Umlegungsschlüs-
sel im Zeitpunkt der Aufl ösung auf die Verbandsmitglieder 
zu verteilen. Soweit das Vermögen die entrichteten Umlage-
beträge übersteigt, darf es nur für steuerbegünstigte Zwecke 
verwendet werden.

§ 23

Inkrafttreten

Diese Verbandssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Regierung von Unterfranken in Kraft.

Kitzingen, 17.08.2026
Tamara Bischof

Landrätin
Verbandsvorsitzende
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Nichtamtlicher Teil

BUCHBESPRECHUNGEN

Pießkalla

Jagdrecht

112. Aktualisierungslieferung

April 2026

Art.-Nr. 66355112

Preis: 226,80 Euro

Carl Link Kommunalverlag

Mit dieser Lieferung wurden die Erläuterungen zu § 11 BJagdG 

(Kennzahl 11.11), zu § 20 BJagdG (Kennzahl 11.20), zu § 29 
BJagdG (Kennzahl 11.29), zu § 40 BJagdG (Kennzahl 11.40) 
sowie zu § 44a BJagdG (Kennzahl 11.44a) aktualisiert. 

Lindner/Stahl

Das Schulrecht in Bayern 

283. Aktualisierungslieferung

März 2026

Art.-Nr. 66243283

Preis: 398,17 Euro
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Carl Link Kommunalverlag

Diese Lieferung enthält:

- Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes (BayFAG)

- die Richtlinien für Suchtprävention an bayerischen Schulen

- die Vorschriften des Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetzes 
über die amtliche Beglaubigung

- und einen Auszug der Zuständigkeitsverordnung

sowie die Aktualisierung der Kommentierung folgender Artikel 
des BayEUG:

Art. 2  Aufgaben der Schulen

Art. 3  Öff entliche und private Unterrichtseinrichtungen

Art. 6  Gliederung des Schulwesens

Art. 7a  Die Mittelschule

Art. 11  Die Berufsschule

Art. 20  Förderschwerpunkte, Aufbau und Gliederung der 
Förderschulen

Art. 22  Schulvorbereitende Einrichtungen und Mobile 
Sonderpädagogische Hilfe

Art. 30b  Inklusive Schule

Art. 32  Besondere Regelungen für Pfl ichtschulen

Art. 42  Sprengelpfl icht beim Besuch öff entlicher Pfl icht-
schulen

Art. 48  Familien- und Sexualerziehung

Art. 55  Beendigung des Schulbesuchs

Art. 57  Schulleiterin oder Schulleiter, ständiger Vertreter 
oder ständige Vertreterin

Thum

Bürgerbegehren und Bürgerentscheid in Bayern

84. Aktualisierungslieferung 

April 2026

Art.-Nr. 66114084

Preis: 764,50 Euro

Carl Link Kommunalverlag

Mit dieser Lieferung bringt das Literatur- und Stichwortverzeich-
nis, die Satzungsmuster nebst Erläuterungen sowie die ergänzen-
den Rechtsvorschriften auf den neuesten Stand.

Kathke

Dienstrecht Bayern I

294. Aktualisierungslieferung

April 2026

Art.-Nr. 66190294

Preis: 183,00 Euro

Carl Link Kommunalverlag

Mit dieser Aktualisierung werden Art. 110 BayBG (Aussonde-
rung von Personalakten) von Dr. Kathke, Art. 15 LlbG (Dienst-

zeiten) von Frau Verleger, verschiedene Muster zur Arbeitszeit 
von Herrn Speckbacher sowie mutterschutzrechtliche Vor-
schriften (§§ 19, 24 UrlMV) von Frau Verleger auf neuesten 
Stand gebracht. Gleiches gilt für das KWBG, die UrlMV, die 
FachV-btuD, die ZuST-Bezüge, das BayBeamtVG sowie die 
BKWKMBek Durchführung des Mitarbeitergesprächs an den 
staatlichen Schulen.

Thimet/Hölzlwimmer

Gemeindliches Satzunsrecht und Unternehmensrecht

91. Aktualisierung

April 2026

Preis: 175,00 Euro

Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH

Highlight zur 91. Aktualisierung:

Neu eingefügt sind erste Erläuterungen zum Hochwasserschutz 
an GW I und II nach der nunmehr geltenden Rechtslage. Auch 
werden Überlegungen zum Übergang von der alten zur neuen 
Rechtslage angestellt.

Baumann/Mühlfeld

Satzungen zur Abwasserbeseitigung

92. Aktualisierungslieferung

April 2026

Art.-Nr. 66353092

Preis: 341,04 Euro

Carl Link Kommunalverlag

Die 92. Ergänzungslieferung berücksichtigt die bis Dezember 
2025 ergangene und veröff entlichte Rechtsprechung. Hinzuwei-
sen ist dabei insbesondere auf folgende Punkte:

-  Zum Mindestinhalt einer Duldungsanordnung nach § 93 WHG 
(Erl. 10.19/6 b).

-  Zum Verzicht auf staatliche Zuwendungen (Erl. 20.01/17 b).

-  Bei einem Stundungsantrag aufgrund persönlicher Unbilligkeit 
treff en den Abgabenpfl ichtigen in einem Stundungsverfahren 
erhöhte Mitwirkungspfl ichten (Erl. 20.07/22 a).

-  Der Basiszinssatz gem. § 247 BGB bleibt zum 1.1.2026 un-
verändert (erl. 20.07/22 f sowie Erl. 65.80).

-  Kosten der Kampfmittelbeseitigung stellen keinen gebühren-
fähigen Aufwand dar (Erl. 20.09/11 n).

- Zur Kalkulation von Grundgebühren (Erl. 20.091/4 und 
20.091/6).

-  Zur gesamtschuldnerischen Haftung und der vorrangigen Voll-
streckung (Erl. 20.13/5).

- Zur getrennte Ermittlung von Verbesserungs- und Herstel-
lungsbeiträgssätzen in eigenständigen Globalrechnungen (Erl. 
30.01/08).

Im Übrigen wurden die Erläuterungen entsprechend fortgeschrie-
ben bzw. ergänzt.



Amtsblatt der Regierung von  Unterfranken Nr. 19/2026 vom 31.08.2026

181

Graß/Duhnkrack

Umweltrecht in Bayern

228. Aktualisierungslieferung 

April 2026

Art.-Nr. 66237228

Preis: 795,00 Euro

Carl Link Kommunalverlag

Mit dieser Lieferung erhalten Sie die Aktualisierung folgender 
Vorschriften:

11.20  Gesetz über den Schutz der Natur, die Pfl ege der Land-
schaft und die Erholung in der freien Natur (Bayerisches 
Naturschutzgesetz - BayNatSchG)

21.10  Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaus-
haltsgesetz - WHG)

21.20  Bayerisches Wassergesetz (BayWG)

62.23  Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ausführung des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Baumann/Mühlfeld

Satzungen zur Wasserversorgung

84. Aktualisierungslieferung

April 2026

Art.-Nr. 66374084

Preis: 283,18 Euro

Carl Link Kommunalverlag

Die 84. Ergänzungslieferung berücksichtigt die bis Dezember 
2025 ergangene und veröff entlichte Rechtsprechung. Hinzuwei-
sen ist dabei insbesondere auf folgende Punkte:

• Zum Mindestinhalt einer Duldungsanordnung nach § 93 WGH 
(Erl. 10.14/6b).

• Zum Verzicht auf staatliche Zuwendungen (Erl. 20.01/12 b).

• Bei einem Stundungsantrag aufgrund persönlicher Unbilligkeit 
treff en den Abgabenpfl ichtigen in einem Stundungsverfahren 
erhöhte Mitwirkungspfl ichten (Erl. 20.07/22 a).

• Der Basiszinssatz gem. § 247 BGB bleibt zum 1.1.2026 un-
verändert (Erl. 20.07/22 f sowie 55.80).

• Zum 1. Juli 2026 wurden Regelungn über ein Wasserentnah-
meentgelt (Wassercent) in das BayWG aufgenommen (Erl. 
20.09/7 v).

• Kosten der Kampfmittelbeseitigung stellen dann keinen ge-
bührenfähigen Aufwand dar, wenn der Einrichtungsträger nicht 
zugleich Eigentümer des Grundstücks ist, (Erl. 20.09/9 n).

• Zur Kalkulation von Grundgebühren (Erl. 20.091/3 und 
20.091/5).

• Zur gesamtschuldnerischen Haftung und der vorrangigen 
Vollsltreckung (Erl. 20.12/5).

• Zur Festlegung von Bruttobeträgen bei den Gebühren (Erl. 
20.14/1 a).

• Zur getrennten Ermittlung von Verbesserungs- und Herstel-
lungsbeitragssätzen in eigenständigen Globalberechnungen 
(Erl. 30.01/8).

Im Übrigen wurden die Erläuterungen entsprechend fortgeschrie-
ben bzw. ergänzt.

Wilde/Ehmann/Niese/Knoblauch

Datenschutz in Bayern

39. Aktualisierung

Februar 2026

Preis: 190,00 Euro

Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH

Diese Aktualisierung bietet Ihnen u.a.:

• Neukommentierung zu Datenschutz und Mitbestimmung

• Neukommentierung zu Kontrolle der IT-Nutzung der Beschäf-
tigten 

Lindner/Stahl

Das Schulrecht in Bayern

284. Aktualisierungslieferung

April 2026

Art.-Nr. 66243284

Preis: 335,17 Euro

Carl Link Kommunalverlag

Diese Lieferung enthält die Aktualisierung der Kommentierung 
folgender Artikel des BayEUG:

Art. 5  Schuljahr und Ferien

Art. 18  Erwerb der Fachhochschulreife oder der fachgebunde-
nen Hochschulreife an berufl ichen Schulen

Art. 25  Mittlerer Schulabschluss

Art. 27  Kommunale Schulen

Art. 31  Zusammenarbeit mit Jugendämtern und Einrichtungen 
der Erziehung, Bildung und Betreuung; Mittagsbetreu-
ung

Art. 33  Förderschulen und Schulen für Kranke

Art. 34  Berufsschulen

Art. 36  Erfüllung der Schulpfl icht

Art. 39  Berufsschulpfl icht

Art. 49  Jahrgangsstufen, Klassen, Unterrichtsgruppen

Art. 58  Lehrerkonferenz

Art. 62  Schülermitverantwortung, Schülervertretung

Art. 62a  Landesschülerkonferenz, Landesschülerrat

Art. 63  Schülerzeitung

Art. 73  Landesschulbeirat

Art. 115  Schulämter
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Sicherheit, Kommunales und Soziales

Allgemeine Gemeinde- und Landkreiswahlen am 08. 
März 2026; Nachwahl des Gemeinderates der Gemeinde 
Karlstein a.Main (Landkreis Aschaff enburg) am 04.10.2026
Absage Sitzung des Beschwerdeausschusses am 31.08.2026 

Bekanntmachung vom 25.08.2026 Nr. RUF-12-1367-13-26-38 

Nach Art. 8 Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz (GLKrWG), 
§ 11 Gemeinde- und Landkreiswahlordnung (GLKrWO) hat 
die Regierung von Unterfranken für die am 04. Oktober 2026 
stattfi ndende Nachwahl der Gemeinderatswahl in Karlstein 
a.Main einen Beschwerdeausschuss gebildet.

Der Beschwerdeausschuss entscheidet auf Antrag eines be-
troff enen Wahlvorschlagsträgers über dessen Einwendungen 
bezüglich der Gültigkeit des Wahlvorschlags für die Gemein-
deratswahl, sofern der Wahlausschuss diesen Einwendungen 
nicht abgeholfen hat oder ein Beschluss, der die Gültigkeit ei-
nes Wahlvorschlags festgestellt hat, von Amts wegen geändert 
wird (Art. 32 Abs. 4 Satz 1 GLKrWG).

Da keine Anträge vorliegen, wird der Beschwerdeausschuss am 
Montag, den 31. August 2026 um 12:30 Uhr bei der Regierung 
von Unterfranken nicht zusammentreten.

Würzburg, 25.08.2026
Regierung von Unterfranken

Hardenacke 
Abteilungsdirektor
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